Breslau 


Vierteljähriger See I in Breslau 5 Mark, Wochen ⸗Abennem. 50 Pf., 


außerhalb pro Quartal incl. 
Raum einer ſechstheiligen Petit⸗Zelle 20 Pf., Reclame 


arto 6 Mark 50 Pf. — Nane W 5. für den 


er 


3 dition: Nr. 20. Außerdem ud l . 
eee Befelungen auf Die Zeiturg, weide Snnntag una Man 


welche Sonntag einmal, Montag 


agen dreimal erſcheint. 


zweimal, an den übrigen 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
53. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 14. Februar. 
Re Am Miniſtertiſch Maybach und Hobrecht mit mehreren Com⸗ 
miſſarien. 8 Mm 

Die Verhandlung über die dritte Reſolution der Budgetcommiſſion, 
welche die zukünftige Eiſenbahnpolitik der Regierung betrifft, wird fortgeſetzt. 
Sie fordert die Staatsregierung auf: 1) vom Ankauf pon Vollbabnen 
unter den gegenwärtigen finanziellen und wirthſchaftlichen Verhältniſſen 
Abſtand zu nehmen; 2) dagegen eingehende Unterſuchungen darüber an⸗ 
zuſtellen, in wie weit der Bau von localen Anſchlußbahnen niederer Ord⸗ 
nung geeignet iſt, die Rentabilität der vorbandenen Eiſenbahnen, insbe⸗ 
ſondere der Staatsbahnen, zu heben und den Abſatz von landwirthſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen und fang ain Rohproducten zu erleichtern; 3) dem Land⸗ 
tage in der nächſten Seſſion eine Darlegung zu machen, in wie weit die 
Intereſſenten bei dem Bau ſolcher Localbahnen durch Maßregeln der Ge⸗ 
ſetzgebung und Verwaltung beziehungsweiſe durch Staatsmittel unterſtützt 
werden können. 

Abg. Lasker beantragt an Stelle der Reſolution III I zu ſetzen: III. zu 
erklären, daß unbeſchadet der Frage, ob und in welcher Weiſe das Staats: 
bahnſyſtem über den bisherigen Umfang auszudehnen ſei, 1) die derzeitige 
Finanzlage des Staates nicht geſtattet, auf dem Gebiete des Eiſenbahn⸗ 
weſens mit Unternehmungen vorzugehen, bei welchen die Rentabilität nicht 

enügend geſichert iſt; 2) es dringend erforderlich iſt, die Ziele und Grund⸗ 
atze der Eiſenbahnpolitik ſeitens der königlichen Staatsregierung klar dar⸗ 
zulegen und eine Verſtändigung über dieſelben zwiſchen der Staatsregierung 
und dem Landtage herbeizuführen. 5 a 

Abg. v. Hammerſtein, unterſtützt von vielen Conſervativen, beantragt 
an Stelle von III. 1 zu ſetzen: III. Die Staatsregierung aufzufordern; 1) 
die Durchführung des Staatsbahnfyftems als Ziel der preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnpolitik unverrückt im Auge zu behalten. ; 

Abg. Richter (Hagen) ſetzt feine, geſtrige Rede fort: Die Reſolution der 
Commiſſion deckt den Standpunkt feiner Partei deshalb nicht, weil ſie auch 
unter anderen Verhältniſſen als den gegenwärtigen in dem Ankauf von 
Vollbahnen eine Schädigung unſeres Eiſenbahnweſens erkennen würde; ſie 
bat gleichwohl für ihn geſtimmt, weil ihr von der Gegenſeite erklärt wurde, 
daß ſie damit ihrer Ablehnung des Ankaufsplanes unter anderen finan⸗ 
ziellen und wirthſchaftlichen Verhältniſſen nicht präjudicire, während die 
anderen Parteien durch Annahme der Reſolution ihrer Neigung zum An⸗ 
kauf unter allen Umſtänden Ausdruck geben. Die Worte an der Spitze des 
Lasker ſchen Antrages „unbeſchadet der Frage u. ſ. w.“ liegen auch im 
Sinne des Commiſſtonsantrages und könnten auch ſehr wohl an der Spitze 
des letzteren ſtehen. Die Fortſchrittspartei legt aber Werth darauf, daß der 
zweite Antrag der Commiſſion in Verbindung mit dem erſten zur Annahme 

elangt, weil die Entwickelung der Secundärbahnen unter dem Ankauf von 

ollbahnen leiden muß und wir in Betreff der erſteren zum Schaden der 
Rentabilität der letzteren und des geſammten Verkehrs zurückgeblieben find. 
Der 9 — der letzten Zeit liegt gerade darin, daß man den durchgehenden 
Verkehr, den 1 auf großen Entfernungen zu einſeitig Dieter und 
die, wenn auch nicht durchweg gerechtfertigten, Klagen über die Differential⸗ 
tarife erklären ſich eben aus dieſem Umſtande. In dieſer einſeitigen Rich⸗ 
tung ſcheint der Herr Miniſter beharren zu wollen: er ſtellte geſtern die 
Theorie der kürzeſten Linie derart in den Vordergrund, als käme es bei 
Maſſentransporten, wie bei den Briefen der Poſt, darauf an, ob ſolche 
Waggons einige Stunden früher oder ſpäter an ihrem Beſtimmungsorte 
eintreffen. Dieſe Politik, den geſammten Gütertransport auf die kürzeſten 
Linien möglichſt zuſammenzudrängen und die etwas weiteren concurrirenden 
Linien auszutrocknen, 5 eine höchſt bedenkliche. Die Landwirthſchaft 
hat das Intereſſe durch Anſchlußbahnen in den großen Verkehr ein⸗ 

eten. 8 a 
88 Herr Miniſter ſprach geſtern ſo, als ſei der Credit des Staates un⸗ 
erſchöpflich, als brauche das Schöpfrad nur in en geſetzt zu werden, 
um dem Lande Wohlthaten aller Art zu ſpenden. Mit jedem Ankauf von 
Vollbahnen ſchwächt ſich aber die zur Vermehrung der Verkehrslinien er⸗ 
ee Finanzkraft des Staates, ſowohl von großen wie von Secundär⸗ 

ahnen. Gerade darum ſichere die Annahme des erſten Antrages der Com⸗ 
miſſion die praltiſche Durchführung des zweiten, während ein Miniſter, der 
ſich mit großen Ankaufsplänen trägt, für die Secundärbahnen nur wenig 
Intereſſe übrig haben kann. Die Annahme des zweiten Antrages ohne den 
erſten würde nur die e einer wirkungsloſen Wiederholung einer 
bereits früher angenommenen Reſolution haben. Der Antrag Lasker ſtellt 
in Nr. 1 die Rückſichten der Rentabilität in den Vordergrund, das iſt bei 
der jetzigen Finanzlage von Werth. Aber ſie allein zu betonen, iſt nicht 
richtig. Allerdings haben feine, „lieben Nachbarn“, die Fortſchrittspartei, 
dem Bau mancher Bahn zugeſtimmt, deren Rentabilität nicht geſichert war, 
aber ebenſo wenig darf man ſich zum Ankauf von Bahnen lediglich ihrer 
Rentabilität wegen beſtimmen laſſen. Der Procentſaßz allein entſcheidet 
darüber nicht (der Abg. Lasker widerſpricht dieſer Auffaſſung ſeiner Worte), 
ſondern mindeſtens ebenſo bedeutend ſind die wirthſchaftlichen und poli⸗ 
tiſchen Rückſichten. Die Erklärung in Nr. 2 ſeines Antrages iſt eine 
durchaus werthvolle. Die nationalliberale Partei giebt in Fragen der Eiſen⸗ 
bahnpolitik in dieſem Haufe den Ausſchlag und wird ihn auch vorausſicht⸗ 
lich in Zukunft geben. Von Werth iſt daher ihre Erklärung, daß fie die 
Ziele der Regierung noch nicht klar geſtellt hebt und daß erſt nach Erfüllung 
ihrer generellen Vorausſetzungen die Frage, ob Staatsbahn⸗ oder gemiſchtes 
Syſtem, ſpruchreif vor die Entſcheidung des Hauſes treten ſoll. Sie will 
nicht eine Politik von Fall zu Fall treiben und ſich nicht an der Hand 
fa en e in das ausſchließliche Staatsbahn ⸗Syſtem hinein⸗ 
ren laſſen. ; | 

Die Nr. 2 Laskers hat. daher für die Partei des Redners einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Werth. Eine Ablehnung aller Anträge mit Ausnahme des die 
Secundärbahnen betreffenden iſt aachen aber um ſo weniger betrübend, 
als der Antrag von Hammerſtein el ienen iſt, der nicht blos den Gedanken 
der kleinen Fraction des Antragſtellers ausdrückt und ſich mit den Aus⸗ 
führungen des Miniſters voll und ganz deckt. Auch dieſer Antrag wird 
eine Mehrheit im Haufe ſchwerlich finden, und wenn er von dem Antrag 
ſteller eee werden follte, jo beweiſt das nur, daß er dieſes Schick⸗ 
ſal mit mathematiſcher Sicherheit vorausſieht. Die Ablehnung aller Anträge 
mit Ausnahme des auf die Secundärbahnen bezüglichen und mehr neben⸗ 
ſächlichen würde beweiſen, daß das Dunkel, von dem geſtern geſprochen 
wurde, wirklich vorhanden iſt, daß, wenn der Miniſter über den 11 
einzelner Bahnen zu verhandeln fortfährt, und daß er dann in 2 N 
das Schlußreſultat des Handels ebenſo im Dunkeln verfährt, wie die mit 
ihm Verhandelnden, vollſtändig im Dunkeln ſtehen bleiben. Wenn das in 


weiteren Kreiſen klargeſtellt würde, ſo wäre das ein b Gepa Ergebniß 


dieſer Debatten, und es iſt zweifelhaft, ob ein ſolider Geſchäftsmann ein 
Wettgeſchäft über das Ergebniß künftiger Wahlen wird eingehen wollen in 
dieſer Zeit, wo die Entwickelung der politiſchen Dinge ſo unſicher iſt wie je, 
weil ſie mehr wie je auf einzelne Ren ese ii und die Stimmungen 
mit den wirtbſchaftlichen Verhältniſſen jo leicht wechſeln, daß mancher 
Freund des Staatsbabnweſens von heute vielleicht in Jahresfriſt etwas be: 
denklicher ſein wird. Unſer negatives Verfahren verfolgt eine a conſer⸗ 
vative Politik, wir verhindern, daß die Entwickelung in unſerem Eiſenbahn⸗ 
weſen übereilt und überhaspelt wird im Widerſpruch mit der Wiſſenſchaft 
und den Erfahrungen in unſerem Lande und in anderen Ländern. Wir 
(die Partei des Redners) können auf dieſe ſeit 1873 betriebene Politik mit 
einer gewiſſen Genugthuung zurückblicken, und ich komme mir nicht mehr 
wie vor Zeiten als ein Prediger in der Wüſte vor, So Mancher giebt uns 
nachträglich Recht, und manche ehemals genehmigte Vorlage würde heute 
in der Minorität bleiben. Juſtizgeſetze, ſelbſt Verfajjungsänderungen laſſen 
ſich wieder rückgängig machen, aber Umſchläge in der Eiſenbahnpolitik haben 

anz beſonders weittragende Folgen für das feſte Anlagecapital und die 

eſitzverhältniſſe, fie ſind mit einer ausnahmsweiſe großen Verantwortlich 
leit verknüpft, und man darf auf dieſem Gebiet keinen Schritt thun, deſſen 
Wirkung nicht im Voraus ſicher berechnet werden kann. 


Bezug auf 


Sechszigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Geh. Rath Brefeld will den Behauptungen des Abg. Richter (Hagen), 
wenn er ihnen auch einen erheblichen Einfluß auf die Beſchlüſſe des Hauſes 
nicht beimeſſen könne, dennoch entgegentreten. Die von der Budget⸗Com⸗ 
miſſion aufgeſtellte Berechnung ergebe eine Verzinſung der Staatsbahnen 
von 3,80 Procent, mithin ein Deficit von 10 Millionen Mark; dieſe Be: 
rechnung beruht aber auf einer Verwechſelung des Anlagecapitals mit den 
wirklich belaſteten Eiſenbahnfonds. Die Eiſenbahnſchulden ſtellen ſich auf 
674,000,000 M., das Anlagecapital auf 1. 155,000,000 M. Es ſei ein bes 
deutender Theil des Capitals aus eigenen Mitteln der Eiſenbahnen amorti⸗ 
ſirt, die dem Staate mehr als 200 Millionen Mark zugeführt hätten; die 
Penſionen, welche die Budget⸗Commiſſion annehme, ſeien nur eine mini⸗ 
male Summe; denn erſt mit dem neuen 8 ieh von 1872 ſeien die 
Staatsfonds erbeblich mit Penſionen belaſtet worden; indem feit dieſer Zeit 
die etatsmäßigen Beamten den Staatsfonds belaſten (mit ca. 800,000 M. 
in den letzten Jahren), vorher aber nur die definitiv angeſtellten Beamten 
mit einer minimalen Summe. Die Budget⸗Commiſſion habe ferner den 
latenten Verſchleiß angerechnet, der dadurch entſtehen ſolle, daß die Erneue⸗ 
rungen nicht die ganze Abnutzung erſetzen; wäre dies wirklich der Fall, 
dann müßten die Staatsbahnen in einem Zuſtande ſein, daß man gar nicht 
mehr auf ihnen fahren könnte, während doch allgemein die muſterhafte Be⸗ 
ſchaffenbeit derſelben anerkannt werde. Die Berechnung der Budget⸗Com⸗ 
miſſion ſei gar nichts werth. (Heiterkeit) Und was würde die Berechnung 
beweiſen? Daß die Staatsbahnen, nachdem ſie eine Reihe von Jahren 
dem Staate Ueberſchüſſe zugeführt haben, in der Zeit der wirthſchaftlichen 
Reaction, die bei allen Induſtrien vernichtend wirkte und das ganze Land 
mit Trümmern bedeckte, immer noch eine Rente von 3,80 pCt. erzielen. 

Hätten Privatgeſellſchaften dieſe Bahnen erbaut, ſo hätten ſie dies ohne 
bedeutende Staatsſubventionen nicht fertig gebracht; man ſolle doch nur 
nach Frankreich ſehen, welches den Privatbahnen im letzten Jahre 38,000,000 
Francs Zuſchuß geleiſtet habe; wenn dies im reichen Frankreich geſchehe, 
hätte es in dem armen Preußen jedenfalls auch geſchehen müſſen, und 
was bedeutet gegen die 38,000,000 Francs das preußiſche Deficit von 
10,000,000 Mk.? Herr Richter habe nun gemeint, der Ankauf der Privat⸗ 
bahnen werde die Staatsſchuld auf 6 Milliarden erhöhen; das Anlage⸗ 
38898 der Staatsbahnen beträgt 1,500,000,000 Mk., der Privatbahnen 
3,000,000,000 Mk., alfo für beide zuſammen 4% Milliarde. Es handle ſich 
aber nicht um den Ankauf aller Priwalbahnen, ſondern vielleicht nur um 
ein Drittel, alſo um 1 Milliarde, und da handle es ſich nur um 250 Mil⸗ 
lionen Actiencapital, denn die a geben nicht auf den Staat über, 
ſondern bleiben nach wie vor Geſellſchaftsanleihen. (Widerſpruch links.) 
Zu bedenken ſei ferner, daß viele Staatsbahnen ſich noch in den erſten An⸗ 
fängen befinden und erſt mit der Zeit ihre Verzinſung aufbringen würden. 
Eine Vermehrung der Beamten ſei nicht zu erwarten, denn die Staatsbah⸗ 
nen bätten viel weniger und jedenfalls billigere Beamte als die Privat⸗ 
bahnen. Zudem liege es ganz im Charakter des preußiſchen Stagtes, 
Staatseiſenbahnen zu haben; ein Land, in dem die Disciplin und Ord⸗ 
nung, die militäriſchen und Beamtenelemente von ſo bedeutendem Einfluſſe 
Ven ce was zu einem geſunden Staatsbahnſyſtem erforderlich ſei. 

eifall rechts. 

Abg. Frhr. v. Hammerſtein: Mein Antrag will nur principiell aus⸗ 
ſprechen, daß nur durch Ausdehnung des Staatseiſenbahnſyſtems eine 
befriedigende Löſung der Eiſenbahnfrage möglich it; die Gründe hierfür hat 
der Handelsminiſter geſtern überzeugend und ar nachgewieſen. Wir 
legen keinen Werth darauf, daß irgend welche Reſolution angenommen 
werde. Der Abg. Lasker iſt im Grunde genommen meiner Anſicht und 
ich kann dagegen venue, daß auch 1 5 conſtitutionelle Garantien 
nichts einzuwenden habe. (Hört! Hört!) Mit dem Abg. Richter will ich 
nicht abrechnen, da bei ſo diametralen Gegenſätzen, wie ſie zwiſchen uns 
Beiden beſtehen, jede Discuſſion fern iſt. Der Abg. Lasker ſowohl, 
wie der Abg. Richter haben das finanzielle Moment in den Vordergrund 
geſtellt, aber nach meiner Anſicht kann man aus der Frage der Rentabilität 
der Bahnen ein Argument gegen das Staatsbahnſyſtem nicht herleiten; 
ſelbſt wenn man annehmen wollte, daß die Staatsbahnen unrentabel ſeien, 
ſo beweiſt das noch nicht die Unmöglichkeit eines guten Geſchafts, wenn 
man Vollbahnen ankauft, die rentabel ſind. Ich würde bieraus vielmehr 
die Nothwendigkeit folgern, die Regierung aufzufordern, mit allen Mitteln 
den Erwerb der rentablen Bahnen anzuſtreben. Erſt wenn alle Bahnen 
in den Händen des Staates ſind, alſo erſt, wenn die Vertreter des Bundes⸗ 
raths über ein Tarifgeſetz berathen können, wird es möglich fein, dieſe 
Flage eſetzlich zu regeln und dieſe geſetzliche 2 iſt unbedingt nöthig. 
Eine Macht, wie ſie die Privatbahnen notoriſch haben, iſt in der Lage, 
durch Differentialtarife alle zollpolitiſchen Maßnahmen der Regierung 
illuſoriſch zu machen; wir dürfen aber eine Fer Macht nicht in die Hände 
von Actiengeſellſchaften legen, deren einziger Zweck der Erwerb iſt. Dieſe 
Macht führt ſchließlich zu Coalitionen, deren Haupt man in andern Ländern 
ſehr bezeichnend „Eiſenbahnkönig“ genannt hat; ſolche Coalitionen dürfen 
nicht geduldet werden. Ich ziehe meinen Antrag zurück und bitte das 
Haus von allen Reſolutionen abzuſehen und ſich mit den Ausführungen 
der Regierung einverſtanden zu erklären. (Beifall rechts.) 

1 Richter; Ich nehme den Antrag Hammerſtein wieder auf, um 
nach Außen feſtzuſtellen, auf welche Stimmen die Regierung bei ihrer Ab⸗ 
ſicht unter allen Umſtänden rechnen kann. (Heiterfeit.) l 4 

Abg. Lucius (Schleufingen): Da der Antrag Hammerſtein durch feine 
Zurücknahme für uns erledigt iſt, fo lebt er für uns durch die Wiederauf⸗ 
Mane Seitens des Abg. Richter nicht wieder auf; wir werden alſo dagegen 
timmen. 

Abg. v. Rauchhaupt: Wir werden Nee thun, wie die freiconſer⸗ 
vatve Partei, da wir feine principielle Entſcheidung wollen, 

Abg. Windthorſt (Meppen): Nachdem der Abg. Richter den Antrag 
Hammerſtein wieder aufgenommen, durften ſolche Erklärungen, wie wir fie 
von der rechten Seite des Hauſes gern haben, nicht ſtattfinden; ich werde 
den Antrag Hammerſtein ſehr ernſt behandeln. k 

Abg. p. Hammerſtein; Nachdem mein Antrag den Namen Richter 
erhalten Fh werden wir gegen ihn ſtimmen. (Große Heiterkeit!) 

17 r. v. Heeremann: Die Regierung legt auf unſere Beſchlüſſe 
wenig Werth, am wenigſten auf Refolutionen, die für fie gewöhnlich nur 
die Bedeutung von Monologen haben. Im Allgemeinen ftebe ich auf dem 
Boden des Commiſſionsantrages. Die mit eltener Offenheit ausgeſproche⸗ 
nen Ausführungen des Miniſters hahen mich nicht überzeugt. Es geht ſeit 
einiger an durch die Kreiſe der Regierung der ug, daß ſie einen Beirath 
in gewiſſen Siegchr haben will, im Widerſpruch mit dem Princip der Selbſt⸗ 
verwaltung. (Sehr richtig) Unſere Verhältniſſe liegen fo, daß wir unſerem 
Eifenbahnte tem eine andere Geſtalt nicht auſprägen können, ohne berech⸗ 
tigte Intereſſen zu verletzen und uns in erdrückende Schulden zu ftürzen. 
Kaufen wir die Privatbahnen zu einem hohen Preiſe, ſo iſt damit ihre 
Rentabilität unmöglich, kaufen wir ſie aber mit Zwang, fo verletzen wir 
die Rechte Dritter. Bezüglich der Schnelligkeit des Verkehrs und der Rück⸗ 
ſichtnahme auf die Geſchäftswelt giebt man im Ganzen den ln 
den Vorzug vor den Staatsbahnen, auch verwaltet der Staat jeine Bahnen 
nicht billiger als die Privatgeſellſchaften. An der falſchen Entwickelung 
unſeres Tarifweſens haben die Staatsbahnen viel mehr Schuld als die 
Privatbahnen. Die Behauptung des Miniſters, daß das ſetzt beſtehende 
Soſtem eine Zerſplitterung des Capitals hervorgerufen habe, muß ich be⸗ 
ſtreiten; dagegen erkenne ich die Schwierigkeit an, die Aufſicht über die 
Staats⸗ und Privatbahnen in eine Hand zu vereinigen; wir werden bereit 
ſein, 9 hier eine Erleichterung zu verſchaffen, aber nicht dadurch, daß 
wir alle Bahnen zu Staatsbahnen machen wollen. Der moderne Staat 
erkennt kein Recht neben ſich an, er will Kirche und Schule allein beherr⸗ 
ſchen und die Polizeiwillkür mehr und mehr ausdehnen; daß aber die con⸗ 
ſervative Partei dieſes gefährliche Syſtem unterſtützen will, überraſcht mich. 
Ich lege Werth darauf, daß wir es ausſprechen, daß wir die auf die Aus⸗ 
dehnung des Staatsbahnſyſtems gerichtete Idee der Regierung nicht unter⸗ 
Bat wollen. (Beifall.) bwobl 

ie Discuſſion wird geſchloſſen, obwohl noch eine ſehr große Anzahl 
von W Wort angemeldet iſt. 8 
Referent Abg. 


Rickert: Ich bedaure, daß die Erkärungen, die der Mühe werth, die auf ihn verwendet worden iſt. 


Sonnabend, den 15. Behrnar 1979. 


Miniſter geftern im Plenum gegeben hat, nicht bereits der Commiſſion 
durch ſeinen Vertreter gemacht worden ſind. Ich hätte gewünſcht, daß der 
Herr Regierungs⸗Commiſſar die Energie, mit der er vorhin erklärt hat, die 
ganze Berechnung ſei gar nichts werth, bereits in der Commiſſion ent⸗ 
wickelt hätte, und ich glaube, ſie wäre auch eines größeren Eindruckes ſicher 
geweſen, wenn er ſie dort mit dem nöthigen ziffermäßigen Material ver⸗ 
ſehen hätte. (Sehr richtig!) Auffallend iſt es mir geweſen, daß der Herr 
Commiſſar in demſelben Athemzuge zu einer ſolchen Behauptung berechtigt 
zu ſein glaubte, in welchem das Haus weiß, daß die Grundlagen, auf 
denen die Berechnung der Commiſſtion a iſt, ausdrücklich auf einem 
vor einigen Tagen vom Hauſe gefaßten Beſchluſſe beruhen. Warum hat 
der Herr Commiſſar nicht dort, wo es am Platze war, ſeine ziffermäßigen 
Ausführungen gemacht? Das Haus hat die Grundlagen, nach denen der 
Referent ſeine Ausführungen befürwortet hat, mit großer Majorität ange⸗ 
nommen, und wenn dieſe Grundlagen acceptirt ſind, ſo ſteht auch die Be⸗ 
rechnung feſt, und die Autorität, die ich für fie anführe, iſt der Herr Com⸗ 
miſſar ſelbſt, denn im Bericht iſt ausdrücklich angegeben, daß nach unſeren 
Grundlagen, wie ſie das Haus beſchloſſen hat, die Rente 3,8 ſein würde; 
wir rechneten 377 aus und der Unterſchied liegt darin, daß damals der 
Procentſatz auf 4½ angenommen wurde, während fie nach der Auskunft, 
die wir ſpäter vom Finanzminiſter erhalten haben, zu 4,41 angenommen 
iſt. Hätten wir die Zahl in der Commiſſion gehabt, jo würde es an einer 
objectiven Kritik nicht gefehlt haben. Der Herr Commiſſar verweiſt ferner 
auf den Titel „Eiſenbahnſchuld“. Jedes Mitglied der Commiſſion weiß, 
daß diejelbe nicht fo hoch iſt, wie fie jetzt zu Buch ſteht; die Frage iſt, wer 
bat die Eiſenbahnſchuld getilgt? it es die Eiſenbahnverwaltung mit ihren 
ei geweſen oder find fie aus dem allgemeinen Staatsfonds 
getilgt? 4 

Wir haben die Behauptung aufgeftellt, daß die Tilgung auf Grund des 
Geſetzes aus dem allgemeinen Staatsfonds geſchieht und eine Trennung 
zwiſchen der Eiſenbahnverwaltung und den übrigen Fonds eriftirt bei uns 
jhatſächlich und geſetzlich nicht. Der Herr Commiſſar war alſo zu einer 
ſolchen Ausführung nicht berechtigt oder wenigſtens beweiſt fie für uus 


nichts. Die Behauptung des Herrn Commiſſars mi Bezug auf Hannover war 


inſofern unrichtig, als nur die ältere Schuld von 27 Millionen Mark aus 


den Ueberſchüſſen der Eiſenbahnverwaltung, alle neueren Anleihen aber 


genau wie in Preußen aus dem allgemeinen Staatsfonds in Hannover ge⸗ 
tilgt find. Die Commiſſion hat die Sache lediglich nach der fhanziellen 


Richtung hin betrachtet; es iſt eine unumſtößliche Thatſache, daß die Rente 


der Eiſenbahnen ſeit dem Jahre 1877—78 um faſt 1 pCt. heruntergegan⸗ 


gen iſt, das macht immerhin ein Minus von 10—15 Millionen Mark und 
von dieſer Thatſache aus hat die Commiſſion ihre Erwägung gefaßt und 


die Regierung dringend zur Vorſicht in 


ezug auf weitere größere finan⸗ 
zielle 


erechnungen aufgefordert. Eine lediglich von der Reſſortverwaltung 


aufgeſtellte Berechnung kann von uns nun und nimmermehr acceptirt wer⸗ 
den, jo lange nicht der Finanzminiſter fein Credo darauf geſetzt hat. Das 
bat in der Commiſſion gefehlt, der Commiſſarius des Finanzminiſters hat 


ſich darüber nicht geäußert, obwohl es an directen und indirecten Auffor⸗ 


derungen nicht gefehlt hat. Auch hier im Hauſe iſt ein ſolches Credo nicht 
ertheilt worden; es iſt der Majorität der Budget⸗Commiſſion nicht zu ver⸗ 


denken, wenn ſie bei den im Berichte ausgeſprochenen Behauptungen und 
Ausführungen einfach ſtehen bleibt. (Beifall.) 


Die zur Reſolution III 1. geſtellten Anträge werden abgelehnt und zwar 


der von Richter aher aufgenommene Antrag v. Hammerſtein gegen die 
eine Stimme des Abg. E 

der Nationalliberalen; die Reſolution III 1. wird mit 179 gegen 174 Stim⸗ 
men abgelehnt, die Nummern III 2 und 3 der Commif 

großer Majorität angenommen. 

Es folgt die Berathung der Reſolutionen IV und V, welche lauten: 
IV. Zu erklären: Im Intereſſe einer geordneten Finanzwirthſchaft iſt es 
geboten: das Geſetz vom 25. Mai 1873, betreffend die Klaſſen⸗ und Ein⸗ 
kommenſteuer dahin abzuändern, daß es ermögllcht wird, in dem Staats⸗ 
haushaltsetat jährlich ſo viel an Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer in Anſatz 


zu bringen, als zur Deckung des jeweiligen Ausgabebedarfs erforderlich iſt. 


* Du erklären: Die im Intereſſe des Deutſchen Reichs und Preußens 
angeſtrebte Vermebrung der eigenen Einnahmen des Reichs liegt nur bann 
im preußiſchen Staatsintereſſe, wenn die volle Gewähr dafür gegeben wird, 
„daß der hierdurch, ſei es durch Herabminderung der Matrikularbeiträge 
unter den im Etat von 1879/80 vorgeſehenen Satz, ſei es durch directe 
Ueberweiſung verfügbarer Einnahmen vom Reich, für Preußen disponibel 
werdende Betrag, inſoweitfüber denſelben nicht mit Zuſtimmung 
der ofen if, ap eltc im Etat eine anderweitige Verfügung 
Koe iſt, jährlich 

laſſen- und klaſſifizirtenfEinkommenſteuer verwendet werde.“ 


Hierzu liegen folgende Anträge vor: 1) von den Conſervativen (v. Min⸗ 


nigerode und Genoſſen): g 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: In Erwägung, daß eine 
im Wege der Quotiſirung herbeizuführende Herabminderung bezw. Nicht⸗ 


erhebung der klaſſificirten Einkommenſteuer einer geſunden Finanzpolitik 


nicht entſpricht, weil dadurch das mobile Capital einſeitig erleichtert bezw. 
befreit werden würde, während gleichzeitig Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuer unverändert zur Forterhebung gelangen — und in Erwägung, daß 
die zum Wohle des Deutſchen Reiches und Preußens angeſtrebte Vermeh⸗ 
rung der eigenen Einnahmen des Reiches beſtimmt ſein muß, vorweg die 
Matricularbeiträge zu beſeitigen und durch die darüber hinaus für Preußen 
ſich ergebenden Ueberſchüſſe einmal das Gleichgewicht der zur Zeit an einem 
Deficit krankenden preußiſchen Staatsfinanzen dauernd wiederherzuſtellen, 


und weiter die Steuerlaſt der Communen bezw. Communal⸗Verbände durch 
finanzielle Beihilfen zu erleichtern, — über die unter IV und V von der 


Commiſſion zur Prüfung des Staatsbaushalts⸗Etats beantragten Reſolu⸗ 
tionen 155 Tagesordnung überzugehen.“ 

2) Vom Centrum (von Hüne) der Reſolution V folgende Faſſung zu 
geben: „Für den Fall einer Vermehrung der eigenen Einnahmen 
des Deutſchen Reiches muß im preußiſchen Staatsintereſſe 
vorher geſetzlich feſtgeſtellt werden, daß der hierdurch, ſei es dur 
Herabminderung der Matricularbeiträge unter den im Etat von 1879 
vorgeſehenen Satz ſei es durch directe Ueberweiſung verfügbarer Einnahmen 
vom Reich, für Preußen disponibel werdende Betrag, inſoweit über den⸗ 


ſelben nicht mit Zuſtimmung der Landesvertretung im Etat eine ander⸗ 
weitige Verfügung getroffen iſt, jährlich unverkürzt zur 1 e 

emein⸗ 
den und zur Herabminderung der Klaſſen⸗ und klaſſificirten Einkommen⸗ 


eines Theiles der Grund- und Gebäudeſteuer an die 


ſteuer verwendet werde.“ — Die geänderte Faſſung des Einganges und 


der eingeſchobene Paſſus in dem Schlußſatze ſind durch geſperrten Druck 


markirt. 
8 7 von den Neuconſervativen (v. Rauchhaupt): An Stelle der von 
er 


e unter IV. und V. des Generalberichts beantragten: 


Reſolutionen zu ſetzen: a 0 

„Zu der angeſtrebten Vermehrung der eigenen Einnahmen des deutſchen 
Reiches ſeine volle Zuſtimmung in der Erwartung auszuſprechen, daß es 
dadurch gelingen werde, gen Beträge disponibel zu machen, um 
nicht nur das Gleichgewicht im preußiſchen Staatshaushaltsetat dauernd 
wieder herzustellen, ſpndern auch durch Ueberweiſung von Grund: und 
Gebaudeſteuer die Communalverbände finanziell zu erleichtern und die 
Claſſen⸗ und claſſificirte Einkommenſteuer herabzumindern.“ 

4) vom Ay Lauenſtein: In der Reſolution V. den gefperrten Satz 
u fallen, wie folgt: „inſoweit über denſelben nicht mit Zuſtimmung der 

andesvertretung durch Ueberweiſung eines Theils der Grund- und Ges 
bändeſteuer an die Communalverbände oder auf andere Weiſe Verfügung 
getroffen iſt.“ 

Referent Abg. Rickert: Wir find jetzt bei den wichtigſten Anträgen der 
Budgetcommiſſion angelangt und wenn der Generalbericht keinen anderen. 
Erfolg hätte als den, eine Verſtändigung mit der Staatsregierung über die 
formelle a di der Schwierigkeiten, welche der Reichsfinanzreform 
preußiſcherſeits bisher im Wege geſtanden, n o wäre er der 

er erſte ag, der ſich 


g. Sombart, der Antrag Lasker gegen die Stimmen 


ſion werden mit 


unverkürzt zur Herabminderung der 


. wuntin rg 


Jr dle Einführung eines beweglichen Factors in finfere Flüanzgebaßrung | artige Conftructionen zu berathen, die na erſt verwirklichen laſſen, wenn 
Ausſpricht, bewegt ſich ä dem Boden, welchen die Mehrheit de Hauſesf eine beftimmte Reform durchgeführt iſt. Was in dieſem Auaenblicke die 
ſeit Jahren innegehalter hat. Auch die rechte Seite, von der jetzt noch ein] Landesvertretung meines Erachtens, ſobald es ſich um eine Vermehrun 
Widerſpruch a eſetzt wird, bat die Frage früher nicht principiell feind⸗ der N N des Reiches handelt, fordern kann, ſo . dies im General⸗ 
lich behandelt. Nis Camphauſen 1872 den Geſagentwurs, betreffend die Be⸗ Bericht ſelbſt folgendermaßen ausgedrückt: „Von die cm Geſichtspunkte aus 
freiung von der Klaſſenſteuer, vorlgte und der Referent in der Commiſſion] betrachtet, dedeutet die Einführung einer bewe⸗ ichen Steuer lediglich die 
die Erhebung nur eines Theiles der Monatsraten beantragte, wurde von] Bethüſigung des Willens: daß der Volksverttetung die Mitwirkung bei der 
dem Abe, v. Gottberg ein anderer Antrag eing⸗ bracht, in das Geſetz die Dispoſition über den im Reiche gefordert a Mehrbetrag an Steuern, ins⸗ 
Beſtim mung aufzunehmen, daß bis zur anderwe'ttigen Regelung der Klaſſen⸗Jbeſondere zum Zwecke der Erleichterun⸗, bei den directen Steuern nicht vor⸗ 
und Einkommenſteuer im Wege der Geſetzgeb' ung im Jahre 1872 nur 7, enthalten werden ſoll.“ Ich babe fü meine Perſon in der Budgetcommifjton 
in Jahre 1873 nur ½ der veranlagten Klaf,enfteuer erhoben werden follte.| vie Form bezeichnet, in welcher mac meiner Ueberzeugung eine Zuſicherung 
Die Budgetcommiſſion verlangt im Princip nichts Anderes; ihr Antrag ſagtfertheilt werden könne, die dieſer Forderung genüge und die im Stande wäre, 
nichts über die Modalitäten der Quotiſiru' ig, nichts davon, ob 12 Monats-] den Einwand, der ja bisber mit einem gewiſſen Erfolg in den Berathungen 
ralen das Maximum fein ſollen oder eo man die Steuer nach Bedürfniß] des Reichstages einer fachlichen und unbefangenen Erörterung der Steuer: 
erheben kann; er ſagt auch nicht, ob die Quotiſirung nach Monatsraten] vorlagen entgegengeftellt iſt, zu beſeitigen. Es bat ſich auch die Budget⸗ 
oder nach Simplen, wie in Sachſen, erhoben werden ſoll. Er bewegt ſich] Commiſſton im Anſchluß an dieſe meine Erklärung bemüht, eine Form zu 
lediglich auf finanztechniſchem Boder und beruht auf dem ſeit Jahren ge⸗ finden, die dem Sinn derſelben möglichſt entspricht. g 
fühlten Bedürfniß nach einem beweglichen Factor in unſerer Finanzwirth⸗ Ich bin durch eine ausdrückliche Allerhöchſte Cabinetsordre 
Schaft, damit wir nicht verpflichtet In’), Einnahmen, über die im Einvernehmen] Sr. Majeſtät ermächtigt, das Einverſtändniß der kgl. Staats⸗ 
mit der Staatsregierung nicht verfügt worden it, zur Schuldentilgung zuf[ regierung damit zu erklären, daß inſoweit eine Steuerreform des 
verwenden. Lediglich dieſes Hinderniß will der Antrag durch Geſetz be-] Reiches, ſei es durch Herabminderung der Matricular⸗Beiträge unter den 
ſeitigen. im Etat von 1878/79 vorgeſehenen Sat, ſei es durch directe Ueberweiſung ver⸗ 
Die Staatsregierung hat ſieh wie 1872, fo auch jetzt gegen dieſen Antrag | fügbarer Einnahmen vom Reiche, für den preußiſchen Staat einen Betrag 
ablehnend verhalten und iſt lediglich auf den Boden des zweiten getreten.] disponibel macht und inſoweit über dieſe Mehreinnahmen nicht mit Zuſtim⸗ 
Der Herr Finanzminister hat in der Commiſſion eine Verſtändigung mit der | mung der Landesvertretung bebufs Ueberweiſung eines Theiles der Grund⸗ 
Landesvertretung berbeiführen zu wollen erklärt, wonach die Ueberſchüſſe, und Gebäudeſteuer an die Communalverbände oder auf andere Weiſe Ver: 
die visponiblen Einnahmen, die in Preußen aus einer Reichsfinanzreform] fügung getroffen iſt, ein entſprechender Betrag der Klaſſen⸗ und klaſſificirten 
entſtehen ſollten, wenn nicht zwiſchen Regierung und Landesvertretung eine] Einkommenſteuer zu erlaſſen iſt. (Beifall.) Ich muß Namens der Staats: 
anderweite Dispoſition vereinbart wird, direct zur Herabminderung der regierung einen Werth darauf legen, daß der Antrag sub V angenommen 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer verwendet werden ſollen. Mit dieſem zweiten] wird, indem damit das Haus den gleichen Sinn ausſprechen würde, den 
Antrage, der nur auf Grund der Erklärung des Finanzminiſters formulirt] die Regierung durch meine Erklärung ausgeſprochen hat. Wenn die vom 
und angenommen worden iſt, hat die Mehrheit der Commiſſion keineswegs] Abg. v. Rauchhaupt vorgeſchlagene Reſolution angenommen werden ſollte, ſo 
ſagen wollen, daß ſie ſich nun im Princip e für die Herabminde: konnte mich das ſehr freuen, weil ſie ein volles Vertrauen zur Staats⸗ 
zung oder gar, wie der Antrag des Herrn von Minnigerode es binftellt, | regierung ausſpricht; ſollte fie nicht angenommen werden, jo möchte ich die 
für die Beſelligung der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer ausſpricht, ſondern] Antragſteller doch bitten, dann ihre Stimmen auf einen der anderen Anz 
ſie hat den Zwang zur Schuldentilgung beſeitigen und die Sicherheit haben | träge zu vereinigen, die nach meiner Ueberzeugung den Sinn meiner Erklä⸗ 
wollen für einen auderweitigen Fall, daß eine Herabminderung der Klaſſen⸗ rung vollkommen wiedergeben. Am meiſten würde dieſem Sinne wohl ent: 
ſteuer eintritt. A ſprechen der Antrag V mit der vom Abg. Lauonſtein vorgeſchlagenen Aende⸗ 
Ueber den Antrag Lauenſtein, der auf die Grund: und Gebäudeſteuer] rung. Die Regierung legt einen beſonderen Werth darauf, daß das Haus 
binweiſt, wird Saum eine Meinungsverſchiedenheit im Hauſe beſtehen, aber zu einer Beſchlußfaſſung komme, die eine Uebereinſtimmung mit der von 
die Commiſſion wollte die Frage offen laſſen, weil ein poſitiver Ausipruc | mir abgegebenen Erklärung ausdrückt; fie ſieht darin nicht nur eine Beſtä⸗ 
des Hauſes war nach erfolgter Verſtändigung der geſetzgebenden Factoren] tigung ihrer Anſicht überhaupt, ſondern fie wird darqus die Verpflichtung 
Werth hätte. Auch würde der Ausſpruch auf Ueberweiſung an und für] entnehmen, dem nächſten 1 ar einen meiner Erklärung entſprechenden 
ſich für das Land nichts bedeuten. Die ſehr ſchwierige Frage, die durch die] Geſetzentwurf vorzulegen. (Beifall.) a . N 
Geſetzgebung zu regeln ift, iſt die: an wen wird die Grund» und Gebäude: Abg. Lauenſtein: Mein Juſatz zur Reſolution V liegt ganz in ihrem 
ſteuer überwieſen und in welcher Form? Sie jetzt zu erledigen, iſt uns bei] Geifte. Die Beweglichkeit der Steuern liegt im Intereſſe der Regierung 
der Lage der Geſchäfte unmöglich, namentlich die Entſcheidung darüber, ob] behufs Erreichung einer ordnungsmäßigen Finanzwirthſchaft; ob das Spatium 
die Ueberweiſung an die Gemeinden oder, was wohl allein ausführbar ſein] der Beweglichkeit zu beſchränken, wird bei der Quotiſirung der Klaſſen⸗ und 
möchte, au die größeren Communalverbände, an die Kreiſe (wie es Ref.] Einkommenſteuer erwogen werden müſſen. Deswegen aber iſt es doch 
wünſcht) »der an die Provinzen. Mit der Tendenz des Antrages Lauen⸗ nöthig, ſicher zu ſtellen, daß die disponiblen Ueberſchüſſe der Reichsſteuer 
ſtein wird die Mehrheit der Commiſſion und des Hauſes wobl einverſtanden] unverkürzt zur Herabminderung der Steuern benutzt werden. Wenn nun 
fein. Der Antrag v. Hüne wäre, wenn in der Commiſſion eingebracht,] die Fortſchrittspartei gegen die Reſolution ſtimmt, fo iſt mir dies erklärlich; 
wahrſcheinlich angenommen worden. Dagegen iſt der v. Rauchhaupt die] denn ſie iſt überhaupt gegen die Vermehrung der indirecten Steuern im 
unbedingte Negation des Antrages 5 der Commiſſion; er fügt ſtatt der] Reiche; ſie will alſo dieſen Plan nicht dadurch fordern, daß fie jene con⸗ 
Schuldentilgung den Zweifel ein, ob die Grunde und Gebäudeſteuer übers | ftitutionellen Garantien der Steuerverminderung im Lande ſchafft, welche 
wieſen oder Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer herabgemindert werden ſoll, vers | ein großer Theil der Liberalen als Bedingung ihrer Zuſtimmung zur 
beſſert den thatſächlichen Zuſtand in nichts, negirt den Fortſchritt, den die] Steuerreform im Reiche fordert. Wenn dagegen die Conjerbativen gegen 
Reſolution 5 bewirkt und führt doch wieder auf die Schuldentilgung, als] die Reſolution V, mit der nunmehr auch die Regierung einverſtanden iſt, 
auf das einzige zweifelloſe Mittel zurück, weil keine Sicherheit vorhanden] ſtimmen, fo iſt dies eine unbegreifliche Principienreiterei. Der erſte Theil 
iſt, daß die gefebgebenben Factoren ſich über das eine oder andere einigen. | des Antrages Hüne ift nach der Erklärung des Miniſters überflüſſig, zumal 
Der Antrag 5 giebt die Sicherheit, daß im Fall der Nichteinigung wenig⸗ die Fertigſtellung ein es Geſetzes in dieſer Seſſion nicht mehr möglich iſt. 
ſtens das Land den Vortheil habe, daß bei den directen Steuern eine] Gegen die Ueberweiſung eines Theiles der Grund⸗ und Gebäudeſteuer an 
Herabminderung eintreten muß. 8 . die Communen hat die Regierung, wie ich mit Freuden conſtatire, die ab: 
Der Herr Finanzminiſter war allerdings bei den Berathungen über den lehnende Stellung Camphauſen's aufgegeben. Dies Mißverhältniß zwiſchen 
Antrag V nicht zugegen, die Commiſſion hat auch bisher eine officielle Er-] der Leiſtungsfähigkeit der Communen und ihren Aufgaben hat ſich dur 
klärung von ihm ſelbſt noch nicht erhalten, ob der Antrag, wie er ange⸗ die Uebertragung von ſtaatlichen Geſchäften auf die Gemeinden ſehr ver: 
nommen iſt, noch feiner Erklärung in der erſten Sitzung entſpricht und ob] mehrt. Eine Vermehrung der Communalabgaben iſt meiſt nicht mehr 
die Regierung auch ferner bereit iſt, auf dieſem Boden eine Verſtändigung] möglich. Es wurde daher ſchon 1874 eine Petition von 879 Städten, an 
mit der Landesvertretung auf geſetzlichem Wege herbeizuführen. Ich hoffe,] der Spitze Berlin, unter Führung des Oberbürgermeiſters, jetzigen Miniſters 
daß der Herr Miniſter von vornherein eine Erklärung abgiebt, welche die] Hobrecht, bier eingereicht, in welcher um Ueberweiſung von 50 Procent 
Debatte über die Stellung der Regierung zu dieſer Reſolution beſeitigt. der Grund: und Gebäudeſteuer gebeten wurde. Es wurde hier beſonders 
In die Reichsfinanzreform ſelbſt miſcht ſich die Budgetcommiſſion nicht f geltend gemacht, daß nicht die Bevorzugung einzelner . er i auf 
hinein, fie hat es nur für ihre Pflicht gehalten, ſeitens der preußiſchen Koſten der Geſammtheit gefordert wird, wie es der Abg. Richter neulich 
Landesvertretung die Hinderniſſe im Intereſſe jener Reform ſo ſchnell als | andeutete. x 
möglich zu bejeitigen, zumal in den übrigen Einzelſtaaten derartige Hinder⸗ Die Ueberweiſung eines Theiles der Grund: und Gebäudeſteuer iſt den 
niſſe nicht beſtehen. Durch Annahme der Reſolutionen wird das Haus nicht] Landgemeinden bei der großen Ueberlaſtung der Grundbeſitzer ein ebenſo 
blos dem preußiſchen, ſondern auch dem deutſchen Vaterlande einen weſent⸗ großes Bedürfniß, wie der ſtädtiſchen. Deshalb wünſche ich, daß dieſer 
lichen Dienſt erweiſen. f i 11 Forderung in der Reſolution ausdrücklich Erwähnung gethan werde. Der 
Finanzminiſter Hobrecht: Geſtatten Sie mir zunächſt eine Bemerkung zweite Theil des Antrags Huene iſt unpraktiſch, weil er den Fall nicht be⸗ 
auf die letzten Worte, welche der Referent bei der vorigen Discuſſion aus: rückſichtigt, daß eine Verſtändigung zwiſchen der Regierung und dem Land⸗ 
gesprochen hat; er hat referirt, daß die ganze Berathung über die Reſolution] tage über die Verwendung von Ueberſchüſſen nicht zu Stande kommt. In 
Hinſichtlich der Eiſenbahnfrage ohne Mitwirkung des Finanzminiſters und dieſem Falle kämen wir alſo doch wieder zur Schuldentilgung; die conſtitu⸗ 
unter dem Schweigen meiner Commiſſarien jtattgefunden habe. Ich habe] tionelle Garantie hiergegen wäre alſo illuferiih. — Mein mit Löwenſtein 
leider bei der Unruhe des Hauſes nicht genau hören können, ob ſich diefe] zuſammengeſtellter Antrag bezweckt die Worte „im Etat“ deshalb zu ſtreichen, 
Bemerkung nur auf die Rentabilitätsberechnung oder auf das ganze Ver⸗ weil ſie erſtens überflüſſig ſind; denn eine Verfügung über Staatsmittel 
halten bezog. Ich muß doch darauf Werth legen, daß in dieſer Beziehung würde immer im Etat ihren Ausdruck finden; zweitens aber, weil wir die 
nicht eine falſche Deutung möglich iſt, und bemerke daher ausdrücklich, daß] Annahme ausſchließen wollen, als ſolle eine Verwendung von Ueberſchüſſen, 
ich die ſchwere Bedeutung der Ausdehnung des Staatsbahnbeſitzes für die] die nicht im Etat, ſondern in einem andern Geſetz beſtimmt würde, unzu⸗ 
Finanzverhältniſſe vollkommen anerkenne, daß ich den Einfluß der Ver: | läffig fein. 
mehrung der Betriebsverwaltungen auf den Etat ſehr würdige und die Abg. v. Benda: Ich bitte um die Annahme der Reſolutionen V. und 
daraus hergenommenen Bedenken nicht unterſchätzt habe, daß ich aber nach auch IV. Was Letztere fordert, it in den meiſten deutſchen Staaten be: 
reiflicher Ueberlagung zu der Ueberzeugung gekommen bin, daß dieſe Be⸗ſtebendes Recht und eine alte Forderung in Preußen. Die Regierung hatte 
denken, wenn man ſie ſcharf prüft und gliedert, die volkswirthſchaftlichen] auch früher keine conſtitutio nellen Bedenken gegen dieſelbe. Wenn wir nun 
und verkehrspolitiſchen Gründe nicht zu entkräften vermögen, die für die jetzt vor das Reich mit der Bitte treten, uns aus dem Deficit herauszu⸗ 
Ergämzung des Staatsbahnbeſitzes zwingend ſprechen, wie dies der Handels⸗ helfen, fo müſſen wir ihm auch die Garantie dafür bieten, daß ſolche Ju⸗ 
miniſter geſtern ausgeführt hat. Nachdem ich als Staatsminiſter dem zu: |jtände nicht bei uns periodiſch wiederkehren. Die Nefolutien erfüllt dieſen 
geſtimmt habe, habe ich mich als Finanzminiſter für verpflichtet gehalten, Zweck am beſten. Der Antrag v. Minnigerode negirt einfach dieſen Stand⸗ 
dieſe Ausführung micht zu hindern, ſondern nach Möglichkeit zu fördern. punkt der Budget⸗Commiſſion. Der Antrag Lauenſteins erweckt die Vor⸗ 
Der Referent hat die Reſolution lediglich aus finanzwirthſchaftlichen] ſtellung, als ſei von der Steuerreform im Reiche ſchon bald ein ſehr großer 
Gründen motirirt und die politiſchen Erwägungen, von denen ausgehend Erfolg zu erwarten. Bei der äußerſten Anſpannung können aber die in⸗ 
dieſelbe geſtellt worden iſt, ganz außer Betracht gelaſſen (Hört), und ich] directen Reichsſteuern hochſtens 120 Millionen betragen. Die Matricular: 
folge ihm darin; ich keſchränke mich auf die finanzwirtbſchaftliche Seite der | Umlagen betragen nach dem neueſten Emwurf 102 Mill. Was alſo von den 
Frage und von dieſem Standpunkte aus kann ich das Gewicht der für die] indirecten Steuern noch auf Preußen kommt, reicht höchſtens zur Deckung des 
Forderung angeführten Gründe nicht verkennen, ich halte aber für richtig,] Deficits und der Koſten des Unterrichtsgeſetzes aus. Der richtige Gedanke, 
doch auch darauf hinzuwveiſen, daß dieſelben finanzwirthſchaftlichen Rückſich⸗[daß der Grund und Boden ſich haupkſächlich zur Beſteuerung durch die 
ten auch zu der Nothwendigkeit führen, das bewegliche Spatium nicht * Gemeinden eignet, kann uns daher nur bei unſerer inneren Finanzpolitik 
weit sch gehen ‚und, 2 verweiſe zunachſt auf die Bemerkung des Nee: nützen. Sollten die Reichsſteuern dieſem Bedürfniſſe abbelfen, fo würde 
renten, daß nämlich die taatsſckuldentilgung nicht jo ausgedehnt ſein] die Regulirung der Finanzen im Reiche noch durch eine Forderung von 
ſollte, wie dies ‚gegenwäzäg der Fall it; daß man nicht zur Staatsſchul⸗ bis 60 Millionen erſchwert, zugleich aber ein ungerechtes Verhältniß zwiſchen 
dentilgneig ſchreiten ſolle, während man gleichzeitig Anleihen aufnehmen] der directen und der indirecten Steuer herbeigeführt. Wir würden dadurch 
muß. Ich laſſe die Richtigkeit dieſes Satzes dabingeſtellt; aber wenn man in Preußen, wo jetzt die directen 37 Procent der Geſammtſteuern betragen, 
dahin koremt, die Schuldentilgung vom Vorhandenſein von Ueberſchüſſen] was dem Durchſchnittsbetrag in allen Ländern entſpricht, weit unter das 
abhängig zu machen, jo wird man die Möglichkeit, daß ſolche Ueberſchüſſe] Niveau dieſes Durchſchnitts kommen. Ich babe mich zwar von der in ſehr 
entſtehen, nicht zu ſehr beschränken dürfen, indem man alle Ueberſchüſſe zur conſervativen und frommen Verſammlungen in Berlin zu Gunſten der pro: 
Herabminderung von Steuern verwendet. Ferner kann der Staat nicht, greſſiven Einkommenſteuer betriebenen Agitation ferngehalten; aber die Ab⸗ 
wie ein Privatmann, feine Ausgaben lediglich nach den Einnahmen berech⸗ ſcaffung der Einko mmenſteuer mißbillige ich, weil man dadurch die beſſer 
neu, er muß ſeine Einnahmen beſtimmen nach den nothwendigen Ausgaben, ſituirten Klaſſen, die von den indirecten Steuern weniger getroffen werden, 
und dabei iſt nicht zu vergeſſen, daß in den Ausgaben eine noch bedenk⸗ mehr zur Steuer beranzieht. 
lichere Elaſticität liegt, daß die Wünſche und Bedürſniſſe eine große Expan⸗ Abg. v. Hüne 1 unter Zurückziehung ſeines urſprünglichen An⸗ 
ſionsfähigteit haben und daß es gewiß im Intereſſe der Solidität unſerer] trages, die Einleitung zur Reſolution V Folgen derwtaßen zu faſſen: „Für 
gauzen Finanzverwaltung dringend wünſchenswerth iſt, die Beweglichkeit] den Fall einer Vermehrung der eigenen Einnahmen des Deutſchen Reiches 
der Einnahmen nicht ganz gleich zu machen der Elaſticität der Ausgaben. erachtet das Haus der Abgeordneten, unter dankbarer Annahme der mit 
Aber das wichtigſte Motiv, das bewegliche Spatium nicht zu groß zu machen, Allerhöchſter Ermächtigung abgegebenen Erklärung der königl. Staatsregierung 
war für mich das Intereſſe der Steuerzahler. Wohin auch die eingeleiteten für erforderlich, geieh ich feſtzuſtellen, daß ꝛc.“ 
Reformen unſerer Communalſteuergeſetzgebung führen mögen, das halte ich. Abg. Graf Lim t Durch Annahme der Reſolution IV 
für zweifellos, daß in der ben, ſich die Communen mit ihren Einnahmen] würden wir die größten Schwankungen in der Erhebung der directen Steuern 
darauf angewieſen ſein werden, ſich an den Maßſtab der directen Staats⸗ eintreten laſſen, die heute ſchon ſeitens der Communen in ſchwankendem 
ſteuern zu halten. ; at e 5 Maße erhoben werden. Der eigentliche Gedanke dieſer Reſolution iſt aber, 
Welche Erleichterung der Staat ihnen auch in dieſer Beziehung in Zu⸗ dem Landtage das Einnahmebewilligungsrecht zu verſchaffen. Der Art. 109 
kunft wird gewähren können, jede Erleiſhterung dieſer Art, d. h. Ueber⸗ der Verfaſſung würde dadurch formell nicht angegriffen, aber das, was er 
weiſung von Beträgen directer Stagatsſter tern, würde in einem hohen Grade] der Krone N eier in feinem Werthe erheblich vermindert. Das Ein: 
entwertet werden, wenn in dem Einnahnseſoll der Staatsſteuern eine ſehr] nahmebewilligungsrecht iſt in allen Ländern das Kriterium dafür, ob die 
erhebliche Schwankung stattfindet, Nichts n ürde für die Gemeindehaushalte Krone das unumſchränkte Recht der Miniſterernennung hat oder ob fie dies 
nachtheiliger ſein, als eine Unſicherheit in Bezug auf die Höhe ſpeciell der aus der Majorität des Parlaments nehmen muß. Um die Länder der letz⸗ 
directen Perſonalſteuern des Staates. Ich habe auf dieſe Momente nur teren Art iſt es traurig beſtellt. Gegenüber einer Dynaſtie aber, wie wir 
binweifen wollen, um zu bezeichtzen, wie auch die in Nr. IV aufgeſtellteſſie haben, welche in treuer Pflichterfüllung und perſönlichen Regententugen⸗ 
Kern ſelbſt vom finanzwi Kanu Steindpunkt aus ihre Grenzen] den von keiner, die je geweſen, übertroffen wird, ſollte man zuletzt daran 
finden muß. Eine beſtimmte Erklärung in Bezug auf dieſe Forderung ab⸗ denken, die Machebeſugniſſe der Krone zu ſchwächen und den Schwerpunkt 
zugeben, hat die Regierung keine Veranlaſſung; wir find alle darin einig, in das Parlament zu verlegen. Der Nefolution V werden wir 


emäßigt⸗ 


daß ihre Ausführung nicht möglich iſt ohne eine viefgreifende Reform der conſervaliden beiſtimneen, weil die Nationalliberalen, mit denen wir ſeit 68 M 


directen Steuern, daß dieſe Reform nicht ernſtlich in Angriff 3767570 Jabren zufammengewirit, dieſe conſtitutionelle Garantie fordern, ſofern fie 
werden kann, jo lange die Mittel zur Durchführung nicht vorliegen und der Steuerreform im Reiche zuſtimmen ſollen. Die indirecten Steuern des 
daß es daher gegenwärtig zu keinem Ziele führen könnte, event. über der⸗ Reiches werden hoffentlich in einigen Jahren höhere Ueberſchüſſe abwerfen, 


als zur Deäung der Matricr.larbeiträge nech Dann muß den Gemeinde 
durch Ueberlaſſung der nn und Bodenſteuer geholfen werden. 
wünſchte wobl, daß der Druck der Klaſſenſteuer gemildert würde; aber nur 
durch eine beſtändige Reform, nicht durch Beweglichmachung; das Intereſſe 
des Staates, d. h. das ſeiner Finanzen, wird durch chuldentilgung 1 — 
nügend gewahrt. Wir meinen übrigens, daß nach der Erklärung der Re⸗ 
gierung die Reſolution als ein bloßer Monolog überflüſſig iſt. 

Abg. Hänel: Wenn der Herr Vorredner ſich mit ſeinen Parteigenoſſen 
aus Sachſen und Baiern über ſeine conſtitutionellen Bedenken gegen die 
1 die er mit Energie erhob, um ſie 0 fallen zu laſſen, 
unterhalten wollte, dann würde er zu feinem großen Erſtaunen vernehmen, 
daß dieſes Quotiſirungsrecht des Landtags aus der Zeit lange vor 1848 
ſtammt und in jenen Staaten Niemand eine Machtverſchiebung zwiſchen 
Krone und Landesvertretung in Folge davon wahrgenommen hat. In der 
That fällt das Quotiſirungsrecht einer einzelnen Steuer, wenn es ſich um 
die Handhabung von Machtmitteln handelt, kaum ins Gewicht. Unſere 
Verfaſſung ſtellt uns ganz andere zur Verfügung, vor Allem das Recht, 
das Budget in ſeiner Geſammtheit zu verwerfen. Ueberhaupt iſt dieſes 
ſogenannte Steuerbewilligungsrecht in Form einer ſolchen Quotiſirung, wie 
es hier gefordert wird, für mich noch lange kein eigentliches Steuerbe⸗ 
willigungsrecht, ſondern weiter gar nichts, als die Sicherſtellung unſeres 
Ausgabebewilligungsrechts, als das Recht die Einnahme mit den bewilligten 
Ausgaben in Harmonie zu ſtellen. Ohne bewegliche Steuern iſt jenes Recht 
Baal: aber warum die Bedeutung der Quotiſirung jo aufbauſchen? 
Unſere Geſchichte hat uns ja gelehrt, wie wir durch die zufließenden Ein⸗ 
nahmen zu außerordentlichen Ausgaben gedrängt worden ſind, ohne Ge⸗ 
legenheit zu Steuererlaſſen zu finden. Mit der Zuſage der Regierung wird 
al nur eine Forderung berückſichtigt, die überall in Deutſchland längſt 
erfüllt iſt. Ein Gefühl der Dankbarkeit iſt hiernach um ſo weniger begrün⸗ 
det, als die Erklärung des Miniſters nicht zu Nr. 4, ſondern zu Nr. 5 ab⸗ 

egeben iſt und die Quotiſtrung dadurch in eine entfernte Perſpective ver⸗ 
chwindet. Die Nr. 5 beſchäftigt ſich mit den Verwendungszwecken der 
neuen Reichsſteuern, die man erwartet. Der Abg. Lauenſtein erinnerte mich. 
an die Artikel der „Provinzialcorreſpondenz“, in denen entwickelt wird, wir 
möchten nur immer der ungeheuren Vermehrung der Reichsſteuern zu⸗ 
ſtimmen, es werde ſich dann zeigen, daß wir eine unendliche Summe von 
Mitteln beſitzen, um die Grund⸗ und Gebäudeſteuer den Communen über⸗ 
weiſen, die Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer kürzen, vielleicht auch noch andere 
Laſten erleichtern zu können und ſchließlich noch immer die nothwendigen 
Mittel für das Unterrichtsgeſetz übrig zu haben. 2 

Der Abg. Lauenſtein that daſſelbe und meldete die Communen, als zur 
Beutevertheilung bereit, mit ihrer Forderung der Grund⸗ und Gebäudes 
ſteuer zuerſt in der Liquidation an. Der Finanzminiſter hat ſich über die 
Art der Erlaſſe nicht geäußert; wir wiſſen nicht, ob er daran denkt, die 
unteren Klaſſenſteuerſtufen in Wegfall zu bringen oder durch alle Stufen 
der ln und Einkommenſteuer Erleichterungen eintreten zu laſſen, ob 
dieſe Erleichterungen nach dem gleichen Procentſatz oder einem höheren ſtatt⸗ 
finden werden u. ſ. w., ſicher iſt nur die Zuſicherung: wenn wir erſt im 
Reiche eine Summe von Steuern erlangt haben werden, dann iſt die 
Staatsregierung bereit, Grund⸗ und Gebäudeſteuer zu erlaſſen, Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer abzuändern ꝛc. Solchen Plänen gegenüber dürfen 
Sie mir nicht mit der allgemeinen Redensart kommen, das Reich müſſe im. 
nationalen Intereſſe auf ſeine eigenen Einnahmen geſtellt werden. Gewiß 
bin auch ich gern bereit, zu dieſem Ziele mitzuwirken, aber nur vorbehaltlich 
der conſtitutionellen Rechte des Reichstages und vor allen Dingen unter 
der Bedingung, daß die Einnahmequellen, die die Einnahmen des Reiches 
vermehren ſollen, ſich auch finanziell und rationell rechtfertigen laſſen. Ich 
geſtehe ganz offen, daß ich ſelbſt nicht glaube, daß die Vertheilung der in⸗ 
direcken Steuern auf die gegenwaͤrtigen Objecte überall der Ge⸗ 
rechtigkeit entſpricht. Hierauf wird man bei den Plänen der Tabaks⸗ 
Beſteuerung Gewicht legen müſſen. Sowohl vom finanziellen, wie 
vom politischen Geſichtspunkte aus giebt es gewiſſe Ausgleichungen 
unſeres Steuer⸗Syſtems, deren Vorzüge auf flacher Hand liegen; 
man braucht nur an die Ausgleichung der Getränkeſteuer, vor Allem an. 


ch] die Brauſteuer zu denken. Aber die Steuerreformpläne, die ſich innerhalb 


dieſes Rahmens bewegen, könnten wahrhaftig den Mund nicht ſo voll. 
ke re wie dieſe Reſolution V, ſie könnten uns nicht glauben machen, 
daß wir in naher Zeit große Erlaſſe an Grund: und Gebäudeſteuern vor⸗ 
nehmen oder die Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer e erleichtern könnten. 
Daher glaube ich nicht an ein mäßiges Vorgehen in den bezeichneten Grenzen. 

Wir können doch nicht eine ſolche Erklärung, die die Finanzpläne des. 
Reichskanzlers im Allgemeinen billigt, bier abgeben und dieſe Pläne in 
eoncreto bekämpfen. Denn blieben jene Pläne innerhalb des bezeichneten 
Rahmens, fo genügte ein bloßes Quotiſirungsrecht, wie Reſolution IV es 
will, vollkommen; nur gegenüber ausſchweifenden Plänen iſt eine feierliche 
Erklärung über die künftigen Verwendungszwecke eine politiſche Nothwendig⸗ 
keit. Meine Vorbildung und meine Kenntniſſe berechtigen mich nicht, mich 
in den Rang der Finanzmänner dieſes Hauſes einzudrängen; aber ich habe 
mich heute noch aus den Ausführungen v. Benda's überzeugt, daß die 
Grundfrage, die in jedem Steuerſyſtem zu löſen iſt, die iſt, wie es ſich mit 
dem Verhältniß der Einnahmen aus den directen und indirecten Steuern 
verhält. Auf der Richtigkeit dieſes Verhältniſſes beruht nicht nur die Nach⸗ 
baltigkeit und Stetigkeit der Einnahmequellen, ſondern auch die Gerechtigkeit 
der Steuervertheilung, die allmälig auch ſo eine alte Theorie zu werden 
ſcheint, die man in die Rumpelkammer legt. Die indirecten Steuern, wie 
fie jetzt vor uns entſtehen, enthalten eine ſchwere Ungerechtigkeit gegenüber 
den ärmeren Klaſſen. Die Gerechtigleit iſt in Frage geſtellt dadurch, daß wir 
durch die Projecte des Reichskanzlers unmittelbar vor die Gefahr gerückt werden, 
daß jene ſocialdemokratiſchen Phraſen von einer Ausbeutung einer Klaſſe durch 
die andern zur Wahrheit wird. ee Wenn man auf einer Seite 
von indirecten Steuern auf die e Lebensbedürfniſſe, auf der 
anderen von Herabdrückung der directen Steuern, d. h. der Einkommen⸗ 
fteuer, ſpricht, die man nur zu einer Anſtandsſteuer machen möchte, dann 
iſt das ein ſchreiender Bruch in die Gerechtigkeit der Steuervertheilung in 
Preußen, die man bisher als ein Muſter anerkannt hat. (Sehr richtig! 
links.) Den jetzt ventilirten Steuerprojecten gegenüber kann ich mich nicht 
jetzt ſchon mit der Art und Weiſe beſchaͤftigen, wie die daraus hervorgehen⸗ 
den Beträge am beſten zu vertheilen ſind. (Beifall links.) 

Abg. Frhr. v. Minnigerode: Ich bin veranlaßt, die Linien ſchärfer 
als Graf Limburg⸗Stirum zu ziehen, um ſo mehr, da der Miniſter ſeiner 
eigenen Erklärung nach nur als Finanz⸗ und nicht als Staatsminiſter ge⸗ 
ſprochen hat. Die liberalen Parteien waren früber in erſter Linie für 
direcke Steuern und wollten noch kürzlich es nicht anerkennen, daß die 
n im Reich große Ueberſchüſſe ergeben würde. Jetzt ſind ſie für 

erabminderung der directen Steuern und wollen für reichliche Ueberſchüſſe 
Borforge tragen. Nach der finanziellen Seite hin würden die Anträge der 
Budgetcommiſſion zur Herabminderung auch der claſſificirten Einkommen⸗ 


50 ſteuer führen, während Grund⸗, Gebäude: und Gewerbeſteuer unverändert 


forterhoben würden. Durch dieſe Anträge wird ein Odium beraufbeſchworen, 
das wahrſcheinlich unbeabſichtigt iſt, aber auch eine Steigerung der Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer würde für das durchſichtige Einkommen des Beamten, 
Geistlichen und Lehrers hochbedenklich fein, weil dieſe unverhältnißmäßig 
mehr belaſtet würden. Außerdem würde dieſe Steigerung durch den Aus⸗ 
fall an indirecten Steuern veranlaßt, wahrſcheinlich in einem Augenblick 
des wirthſchaftlichen Niederganges eintreten, alſo doppelt drückend ſein. 
Nach den mit der Contingentirung gemachten Erfahrungen muß es über⸗ 
baupt bedenklich erſcheinen, gerade mit dieſen directen Steuern zu experi⸗ 
mentiren. Was die ſtaatsrechtliche Bedeutung der Maßregel angeht, fo- 
würde, da das ganze Geſetz von 1873 in Frage geſtellt wird, ein Sprung 
in's Ungewiſſe gemacht werden und außerdem Artikel 109 der Verfaſſung, 
nach welchem auch ohne Etat die beſtehenden Steuern forterboben werden, 
wenn nicht formell, ſo doch virtuell in Frage geſtellt. Es könnten jährlich 
72 Millionen Mark der Bewilligung des Landtages unbedingt unterliegen; 
je weniger Steuerquellen dauernd und ſelbſtſtändig fließen, um ſo mehr iſt 
Art. 109 in Frage geſtellt. g 

Außerdem würde, wenn das Abgeordnetenhaus durch dieſes Recht der 
jährlichen Bewilligung ſich einen Machtzuwachs arrogirte, dem gegenuber 
das Herrenhaus in den Hintergrund gedrängt werden, da es den Etat nicht 
zu amendiren, ſondern nur anzunehmen oder zu verwerfen hätte. Die 
Quotiſirung iſt kein wirkſames Mittel für die Sparſamkeit, weil die Landes⸗ 
vertretung jeder Zeit in der Lage iſt, durch beſonders aufzunehmende An⸗ 
leihen ſich der Verpflichtung zu entziehen welche in der jährlichen Bewilli⸗ 
gung etwas ſteigender Quoten der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer liegen 
könnte. Die Quotiſirung iſt kein Mittel für die Sparſamleit, ſondern gegen 
die Krone, ſie iſt die Mutter des Conflicts. Wir wollen dagegen, nachdem 
dem Sinne der Reichsverfaſſung gemäß die Matricularbeiträge vollſtändig 
beſeitigt ſind, das nach der zeitigen Finanzlage in Preußen immer noch 
verbleibende Deficit beſeitigt ſehen; gegenüber einer Summe von Matricu⸗ 
larbeiträgen von 41% Millionen beträgt die nothwendig gewordene Anleihe 
ilionen und ‚reiht mit 10 Millionen noch ins Ordinarium hinein. 
Nach Erfüllung der finanziellen Bedürfniſſe in Reich und Staat wollen wir 
endlich die notleidenden Communalverbände durch s Abel Beihülfe un 
terſtüßt ſehen, während die einfache Ueberweiſung eines Theils der Grund 
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und Gebäudeſteuer leicht das Mihverſtändniß aufkommen laſſen köunte, als 
ob den einzelnen Verbünden und ein Theil des von ihnen im Beſonderen 
Geleiſteten zurückgewährt werden fülle; dagegen empfiehlt es fi, etwa den⸗ 
ſelben Maßſtab wie bei Dotirung der Provinzen in Anwendung zu bringen. 

Ueber weitere Ueberſchüſſe war keine Beſtimmung zu treffen, da das 
Conſolidirungsgeſetz ausdrücklich in dieſem Fall und rationell unmittelbar 
die Schuldentilgung eintreten läßt. Wir ſind gezwungen geweſen, unſer 
Programm zu entwickeln, nachdem aus der Budgetcommiſſion weſentlich vom 
liberalen Standpunkt aus auf dieſem Gebiete vorgegangen war. Dort 
1 die Beutevertheilung begonnen, nicht wir haben ſie in Anregung ge⸗ 

racht. Weshalb überhaupt ſo viel Aufhebens? Weshalb ein künſtlächer 
die Bean zwiſchen Reich und Staat hervorgerufen, während doch bis 1866 
die Beſtimmung über die directen und indirecten Steuern gemeinſchaftlich in den 
Händen der preußiſchen Landesvertretung lag? Auch jetzt beſteht lein Gegen⸗ 

atz zwiſchen Reich und Staat, ſondern beide haben ſich in gemeinſamer 

peration zu ergänzen. Im Lande hat man kein Verſtändniß dafür, daß 
die finanzielle Calamität im Staatshaushalt einſeitig dazu ausgenutzt 
werden ſoll, dem Abgeordnetenhauſe mehr Rechte zu erobern und vollends, 
wer wird ſchon in nächſter Zeit berufen fein, das Teſtement, was Sie hier 
gewiſſermaßen heute machen wollen, zu 1 Es müßte uns aber 
daran liegen, dieſen Beſtrebungen gegenüber hier einen Markſtein zu ſetzen, 
= 4 1 75 Kritik unſerer Gegner und über unſere eigenen Pläne keinen 
Zweifel läßt. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Ich halte den Gegenſtand, welcher uns 
heute beſchäftigt, für die Hauptaufgabe des Landtages, weil er dem Reichs⸗ 
tag freie Bahn ſchaffen ſoll für die Steuerreformen, welche vom ganzen 
Lande und allen Parteien des Hauſes gewünſcht werden. Eine Vermeh⸗ 
rung der Steuerlaſt, ſoweit die Einnahmen des Reiches zur Beſtreitung der 
Bedürfniſſe nicht ausreichen, wird ſich nicht umgehen laſſen; Erſparniſſe im 
Verkehrsweſen oder bei der Unterrichtsverwaltung werden kaum möglich 
jein; dem Abg. Richter, der eine Verminderung des Militärbudgets vor⸗ 

ſchlägt, werde ich auf dieſes Gebiet nicht folgen, denn ich halte Ausgaben 
im Intereſſe der Sicherheit des Landes für die productivſten Anlagen. 
(Heiterkeit.) Ich kenne keine indirecte Steuer, welche dem ärmeren Manne 
eine ſo große Entlaſtung zuführen könnte, wie ich es wohl möchte, aber 
man muß doch en daß durch Verwendung der Communalabgaben 
dem Armen doch viele Vortheile erwachſen, durch welche er für die Laſt der 
indirecten Steuern dae . wird. Der Abg. Hänel hat in der Reſo⸗ 
lution unter V ein directes Anerkenntniß der vom Reichskanzler für das 
Reich in Ausſicht genommenen Steuerreformpläne erblickt; aber ich glaube, 
ein Eingehen auf dieſen Gedanken würde dem Reichstage und feinen Be⸗ 
ſchlüſſen vorgreifen. Wir wollen heute die Reſolution faſſen, an das 
Geſetz aber ſpäter herangehen. Ich halte zwar die Reſolution unter IV 
für inopportun und überflüſſig, werde aber dafür ſtimmen. Entſchieden muß 
ich mich gegen den Verdacht verwahren, als ob wir die Rechte der Krone 
beeinträchtigen wollten; ich will dieſe Rechte nur nicht ungemeſſen auf dem 
Papiere ausgedehnt wiſſen und glaube, daß die virtuellen Rechte der Krone 
durch die men e nur gewahrt werden. Dem Staate Preußen würde es 
ſchlecht anſtehen, wenn er durch feinen Particularismus der Entwicklung des 
Reiches hindernd in den Weg treten wollte. Wir erleben heute den hiſto⸗ 

riſchen Moment, wo das Centrum zum erſten Male die Hand bietet, ſich 
mit der Regierung auf dem Gebiete der Wirthſchaftspolitik zu verſtändigen, 
und ich ſage ihm dafür meinen perſönlichen Dank. 

bg. Frhr. von Hüne: Wir legen Werth darauf, der Reſolution eine 

vollſtändig neutrale Haltung zu geben und haben unſeren Antrag zum 
zweiten Theil der Reſolution zu Gunſten des Antrages Lauenſtein zurück⸗ 
gezogen, weil wir ihm die Majorität ſichern wollten; wir erwarten, daß das 
Haus unſeren Antrag zum erſten Theil annehmen und es uns fe ermög⸗ 
lichen wird, für den zweiten Theil zu ſtimmen. 

Abg. Lasker: Meine politiſchen Freunde und ich haben von jeher aus 
conſtitutionellen Gründen die Quotiſirung angeſtreht und ſeit zehn Jahren 
u verhüten geſucht, daß nicht durch Einnahmebewilligungen des Reichs Preu⸗ 
en mehr belaſtet würde, ohne daß die preußiſche Landesvertretung falke über 
dieſe Einnahmebewilligungen verfügt habe. Die erſte Reſolution ſoll unſere 
conſtitutionelle Forderung für die Zukunft ganz und voll erfüllen, die zweite 
verſchafft dem preußiſchen Landtage das Einnabmebewilligungsrecht ſelbſt 
für diejenigen Einnahmen, welche vom Reichstage bewilligt werden müſſen. 
Eine materielle Steuerpolitik wollen wir mit dieſen Reſolutionen nicht ver⸗ 
binden, ſondern wir behalten dem Reichstage und uns freie Hand vor, 
über die künftigen Steuervorlagen zu urtbeilen; wir find aber erfreut 
darüber, daß, wenn das Herrenhaus ebenſo wie wir und die Regierung der 
Reſolution V. zuſtimmt, dann der Reichsfinanzpolitik aus den preußiſchen 
Verhältniſſen heraus ein Hinderniß nicht mehr erwächſt; wir nehmen die 
Beſeitigung dieſes Hinderniſſes an, ohne uns für die materielle Finanz⸗ 
politik des Reiches zu verpflichten. : 

In der Abſtimmung wird der Antrag v. Minnigerode gegen die Stimmen 
der Altconſervativen; der Antrag v. Rauchhaupt gegen die Neu⸗ und Alt⸗ 
Conſervativen abgelehnt. Nr. IV. der Reſolutionen wird gegen die Stimmen 
der Neu⸗ und Altconſervativen; Nr. V. mit den vom Abg. v. Hüne und 

„vom Abg. Lauenſtein vorgeſchlagenen Aenderungen gegen die Stimmen des 
Fortschritts, der Neu⸗ und Altconſervativen angenommen. 

Es folgt die Berathung der VI Reſolution: Die Staatsregierung auf⸗ 
zufordern, dahin zu wirkeu, daß in Zukunft das Etatsgeſetz für das deutſche 
Reich früher feſtgeſtellt wird als das Etatsgeſetz für Preußen. 

Abg. Lucius (Schleuſingen) beantragt: in Erwägung, daß es den 
Intereſſen des Reiches nicht entſpricht, durch Beſchluß der preußiſchen 
Landesvertretung in den Gang der Reichsgeſetzgebung einzugreifen, über 
dieſe Reſolution zur Tagesordnung überzugehen. Er motidirt dieſen An⸗ 
trag damit, daß es bisher noch nicht gelungen ſei, im Reichstag ein Votum 
dahin zu extrahiren, daß er im October zuſammentrete; übrigens würde 
die Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats dieſelben Schwierigkeiten haben, 
wie die Feſtſtellung des preußiſchen Etats, wenn die Matricularbeiträge 
noch nicht fixirt ſeien. \ ; j 

Abg. Virchow conſtatirt, daß der Reichstag ſich ſchon mehrmals im 
Sinne dieſes Antrages ausgeſprochen habe; und nur wenn die eigenen 
* 5 des Reiches ſo groß wären, daß man abſolut keine Sorge 
mehr habe, woher das Geld zu den Ausgaben zu nehmen, werde es mög⸗ 
lich ſein, den Reichsetat nach den Particularetats feſtzuſtellen; denn ſonſt 
würde die Aufbringung der Matricularbeiträge den Einzelſtaaten Schwierig⸗ 
keiten bereiten, wenn ſie en Etat bereits feſtgeſtellt hätten. 

Abg. Windthorſt (Meppen) hält die vorgeſchlagene Maßnahme für 
wünſchenswerth, glaubt aber, daß ihrer Ausführung erhebliche Schwierig⸗ 
leiten entgegenſtehen. 1 BERN ’ a 

Das Haus genehmigt dieſe Reſolution gegen die Stimmen der Frei⸗ 
Neu⸗ und Altconſervativen und einiger Ultramontanen. Ä 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabeng, 10 Uhr. (Kleinere 
Geſetze, Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt und Bericht über die 
Petitionen, betreffend die Lehrerpenſionen). Der Präſident ſtellt in Ausſicht, 
daß dieſe Petition, wenn nicht in der Tagesſitzung, morgen Abend oder 
eventuell am Dinstag Vormittag oder Abend erledigt werden ſolle. 


Berlin, 14. Februar. [Amtliche s.] Se. Majeftät der König hat dem 
den ebe d a. D. Studemund zu Groß: Sale im Kreiſe Calbe 
den Rothen Adler⸗Orden dritter 915 mit der Schleife; dem Pfarrer 
Meine zu Hohenhorſt im Kreiſe Rinteln und dem Reſerve⸗Magazin⸗Ren⸗ 
danten Wendt 1 Mainz den Rothen Adler ⸗Orden vierter Klaſſe; dem 
Friedensgerichtsſchreiber a. D. Beier zu Burtſcheid den Königl. Kronen⸗ 
Beben vierter Klaſſe; dem penſionirten Grenzaufſeher Heins zu Brockdorf 
im Kreiſe Steinburg und dem penſionirten Revierlootſen Hancke zu Swine⸗ 
münde das Allgemeine Ehrenzeichen; ſowie dem Premier⸗Lieutenant Seyer 
im 6. Weſtfäliſchen nfanterte - Regiment Nr. 55 und dem Unteroffizier 
3 b % = a 1155 ⸗Artillerie-Regiment Nr. 15 die Rettungs- Medaille am 

ande verliehen. b 

Se. 1 der König hat dem Ober⸗Amtmann Cleve zu Grauhof, 
Amtsbezirk Liebenburg, und dem Ober : Amtmann Kern zu Riechenberg, 
Amtsbezirk Liebenburg, den Charakter als Koͤnigl. Amtsrath beigelegt. 

Dem Pächter des hannoperiſchen Kloſtergutes Sorſum, Müller, iſt der 
Charakter als Königl. Ober⸗Amtmann beigelegt worden. 

Berlin, 14. Februar. [Beide Kaiſerlichen Majeftäten] 
erſchienen geſtern Abend auf der Soiree des Grafen zu Stolberg⸗ 
Wernigerode. 

[Se. Majeſtät der Kaiſer und König] nahm heute den 
Vortrag des Polizei⸗Präſidenten von Madai, ſowie mllitäriſche Mel⸗ 
dungen entgegen und empfing die Generale v. Schachtmeyer, comman⸗ 
direnden General des XIII. Armeecorps, und v. Cranach, Gouverneur 
von Köln, ſowie den Grafen Friedrich zu Solms⸗Baruth, der die 
Orden ſeines verſtorbenen Vaters zurückgab. a 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kron⸗ 


prinzl gab geſtern früh um 9 Uhr Ihrer Kaiſerlichen und 8 


N Königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin bei ihrer Abreiſe das 


Geleit nach dem Lehrter Bahnhof. um 11 ½ uhr nahm Se. Kaiſer⸗] 


liche Hoheit die Meldung des Generals der Infanterie von Schacht⸗ 
meyer, der Generallieutenants v. Cranach und v. Lüderitz, des Ge⸗ 
neralmajors v. Guretzky⸗Cornitz und einiger anderen Offiziere ent⸗ 
gegen und ertheilte darauf dem Kriegsminiſter, General der Infanterie 
v. Kameke Audienz. Nachmittags um 2 Uhr begab ſich derſelbe in 
das Muſeum und erwiderte demnächſt den Beſuch Sr. Hoheit des 
Herzogs von Sachſen-Altenburg. Das Diner nahm Se. Kaiſerliche 
Hoheit um 5 Uhr bei Ihren Majeſtäten ein und begab ſich Abends 
um 9 Uhr zu der Soiree bei dem Grafen zu Stolberg-Werni⸗ 
gerode. (R.⸗A.) 

O Berlin, 14. Febr. [Dfficiöfe Dementi's.] Officiös wird 
geſchrieben: Wir haben bereits neulich alle Gerüchte über eine Minifter: 
kriſis im Ganzen verneint und die ſeitdem verfloſſenen Tage haben 
uns nicht Unrecht gegeben. Wir können jetzt weiter verſichern, daß die 
Berichte von lebhafteren Erörterungen zwiſchen dem Fürſten Bismarck 
und dem Miniſter Maybach in Betreff der Haltung des Letzteren bei 
der Debatte über das inzwiſchen aufgehobene Verbot der „Frankfurter 
Zeitung“ gänzlich grundlos ſind. Die Angelegenheit der „Frankſurter 
Zeitung“ iſt zwiſchen den beiden Staatsmännern gar nicht einmal 
zur Sprache gekommen. Ebenſo iſt ohne alle Begründung, was von 
einer Empfindlichkeit des Handelsminiſters wegen einer Betheiligung 
des Generalpoſtmeiſters an der Eiſenbahn⸗Tariffrage erzählt wird. 
Eine ſolche Empfindlichkeit war dadurch ausgeſchloſſen, daß die Herzu⸗ 
ziehung des Generalpoſtmeiſters ſeitens des Reichskanzlers auf einem 
vorgängigen Einverſtändniß mit dem Handelsminiſter beruht hat. — 
Der Stand der Verhandlungen mit Rom iſt bereits wieder Anlaß zu 
allerhand irrigen Meldungen und Vermuthungen. Dazu gehört die 
Nachricht, daß z. Z. directe Verhandlungen zwiſchen dem Miniſter Falk 
und dem Cardinal Nina gepflogen würden. Dieſe Annahme beruht 
auf Unkenntniß der amtlichen Formen; derartige Verhandlungen können 
nur durch den Reichskanzler geführt werden. 

= Berlin, 14. Febr. [Der Bundesrath und der Antrag 
auf Regelung des Gütertarifweſens.] Der Bundesrath wird 
morgen Nachmittag eine Sitzung abhalten. Auf der Tagesordnung 
dürfte auch der kürzlich erwähnte Antrag des Reichskanzlers auf Erlaß 
eines Geſetzes bezüglich der einheitlichen Regelung der Eiſenbahntarife 
ſich befinden. Sobald der Bundesrath ſich über ſeine Stellung zu 
dieſer Vorlage ſchlüſſig gemacht hat, wird der Entwurf ſelbſt nicht 
lange auf ſich warten laſſen. Bekanntlich hat der Reichskanzler den 
Generalpoſtmeiſter Dr. Stephan mit der Abfaſſung des bezüglichen 
Entwurfes betraut. In gut unterrichteten Abgeordnetenkreiſen will 
man wiſſen, daß der Entwurf 10 Paragraphen umfaſſe; es wird das 
Unternehmen als eine bemerkenswerthe That gerühmt, es ſei in 
14 Tagen geſchaffen worden, wozu Andere Jahre gebraucht hätten, 
und überdies weiſe der Entwurf auf eine große Vereinfachung des 
Transport⸗ und Tarifweſens hin. Man iſt äußerſt geſpannt, wie weit 
ſich dieſe Sache realiſiren wird. 

[Berlin, 14. Februar. [Die Adreßfrage. — Inter: 
pellation wegen der Peſt.] Die Beantwortung der Thronrede 
durch eine Adreſſe des Reichstages iſt geſtern und heute in Abgeord⸗ 
netenkreiſen ventilirt worden. Diejenigen, welche ſich gegen den Erlaß 
einer Adreſſe ausſprachen, betonten, daß eine ſolche ſich nur dann 
rechtfertigen ließe, wenn ſich der Reichstag entſchließen könnte, ſeine 
Zuſtimmung zu dem Bismarckſchen Programm oder einen beſtimmten 
Gegenſatz zu demſelben auszudrücken. Nach beiden Seiten hin fehlt 
es aber an einer geſchloſſenen, iu ſich einigen Mehrheit, und es würde 
im Lande kaum verſtanden werden, wenn man den Intereſſenkampf, 
welcher doch wohl die Signatur der bevorſtehenden Reichstagsver⸗ 
handlungen abgeben dürfte, ſchon jetzt in demonſtrativer Weiſe in 
Scene ſetzte. Es würde dies dazu führen, die Zerſetzung ſämmtlicher 
Parteien in einem Augenblicke zu fördern, in welchem eine poſitive 
Umbildung auch nicht entfernt projectirt werden kann. Es würde 
nicht zu umgehen ſein, daß jede Fraction ihr Programm in einem 
eigenen Adreßentwurfe niederlegte. Deßhalb iſt die Idee aufgegeben 
worden, die Adreßfrage in den Fractionen zur Discuſſion zu ſtellen. 
— Nächſten Montag wird im Reichstage in Sachen der Peſt von 
den Abgg. Dr. Thilenius und Dr. Mendel eine Interpellation ein⸗ 
gebracht werden. Die Inierpellanten werden an die Regierung die 
Anfrage richten, welche Nachrichten über die Verbreitung der Epidemie 
eingetroffen und welche Maßregeln hier gegen die Einſchleppung der 
Peſt ergriffen worden ſind. 

[Verbot auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Oct. 1878.] 
Die im Verlage von Albert Eichhoff zu Berlin 1868 erſchienene nicht perio⸗ 
diſche Druckſchrift: Die internationale Arbeiter⸗Aſſociation. Ihre Gründung, 
nn aan, politiſch⸗ſociale Thätigkeit und Ausbreitung. Von Wilhelm 

ichhoff. 


Provinzial-Zeitung. 


Vorträge fanden 32 ſtatt. Das 1 1 8 dl wurde am 17. Juni im 


hier wohl eingebürgert hat. ? r ! 
chreitet in erfreulicher Weiſe fort und erlähet in weiten Kreiſen 
nerkennung. 1457 Rawitz leitet erfolgreich die Unterweiſung in 
der Erziehungslehre. Die 90 der 1878 ausgebildeten Mädchen betrug 
45; davon hatten 39 einen halbjährigen und 6 einen ganzjährigen Curſus 
durchgemacht. Stellungen erhielten durch den Verein 23. Die Zahl der Vereins: 
mitglieder betrug 521, Die Einnahmen beliefen ſich auf 2829 M., die Ausgaben 


tatt, nach dem neuen Statut auf 3 Jahre. In den Ausſchuß wurden ge⸗ 
15 118 Damen Simſon, Oelsner, Böttcher, Maaß, Sachs, Friedländer, 
Auerbach, Drechsler, Lindner, Schrammeck, Carſtädt, Rawitz, Kämpffer, 
uchs, Neumann, Hall, Stephan, Stübel; die Herren: Director Gleim, 
chulrath Thiel, Stadtrath Schierer, Rob. Simſon, Sanitätsrath Skutſch, 
Dr. Körner, Dr. Schieweck, Apotheker Müller, Dr. Weil. h 


auf 3872 M. Nach dieſer Berichterſtattung fand die Wahl des Ausſchuſſes] 4) 


Mauricio Dengremont,] der kleine Violin⸗Virtuoſe, hat bei feinem 
‚geftrigen erſten Auftreten einen außerordentlichen Erfolg erzielt und wurde 
mit enthuſiaſtiſchem Beifall überſchüttet. Heute giebt Dengremont ſein 
zweites und letztes Concert in Breslau. 

2 [Herr Allnoch, ] der bekanntlich im Brieg⸗Namslauer Wahl⸗ 
bezirk als Candidat für den Reichstag in Ausſicht genommen worden 
iſt, ſchreibt uns aus Berlin: „Ich habe gebeten, bei der Wahl auf 
mich Rücksicht zu nehmen, indem ich jüngeren Kräften das Mandat 
anzuvertrauen bitte. Allnoch.“ 


O Sosnowice, 13. Febr. alen Grenzverkehr.] Im allgemeinen 
Intereſſe erlaube ich mir mitzutbeilen, daß das deutſche Conſulat in War⸗ 
chau für jedes der Grenzſperre wegen erforderliche Viſa 75 Kop. Gebühren 
erhebt, und zwar nicht nur von Ruſſen, ſondern auch von jedem Deutſchen. 
Wenn wir Grenzbewobner, die faſt täglich geſchäftlich in Kattowitz zu tbun 
baben, für jedes Viſa 75 Kop. und außerdem 62 Kop. Portogebühr von 
und nach Warſchau zahlen ſollen, ſo hört überhaupt jeder Verkehr mit 
Preußen auf. 


— 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Teplitz, 14. Febr. In einer Abends abgehaltenen Sitzung des 
Magiſtrats referirte Profeſſor Laube über den Erfolg der heutigen Be⸗ 
gehung des Thermalgebietes bis zum Döllingerſchacht. Aus der Zu⸗ 
nahme der Temperatur des zuſtrömenden Waſſers ſei der Zutritt von 
Thermalwäſſern conſtatirt, doch berechtige die Thatſache, daß die Tem⸗ 
peratur in den letzten 24 Stunden nicht mehr geſtiegen iſt, zur An⸗ 
nahme, daß ein weiteres Zutreten des warmen Waſſers nicht ſtatt⸗ 
findet. Auch geben die Nachmittags in der Urquelle hervorgetretenen 
Fluctionserſcheinungen die beruhigende Ueberzeugung, daß das Waſſer 
dort keinesfalls tief geſunken ſein könne. Der Statthalter iſt ſoeben 
eingetroffen. 

12 14. Februar. Dem Vernehmen nach hat ſich die königliche 
Centralſtelle für Landwirthſchaft in ihrer geſtrigen Sitzung für die Einfüh⸗ 
rung von Kornzöllen ausgeſprochen. - 

Wien, 14. Febr. Meldungen der „Polit. Correſp.“ Aus Konftantinopel 
vom 13. d.: General Totleben iſt heute zu einer Beſprechung mit dem 
Fürſten Lobanoff hier eingetroffen. — Der engliſche Botſchafter Layard hat 
ſeine Abreiſe von hier auf nächſten Mittwoch feſtgeſetzt. — Der geſtrige 
Miniſterrath war mit den auf das Verhältniß zwiſchen der Pforte und 
Oeſterreich bezüglichen Angelegenheiten beſchäftigt. — Aus Bukareſt: 
Der ruſſiſche Miniſterreſident, Baron Stuart, wird proviſoriſch durch 
den ruſſiſchen Conſul Jacobſon in Jaſſy erſetzt, der indeß bloß 
in der Eigenſchaft als Charge d Affaires fungirt. — Aus Petersburg: 
Der vom biejigen deutſchen Botſchafter entſendete Arzt, Dr. Leweß, hat in 
Sarepta vollkommen ausreichende Cordons, rationelle Quarantäne⸗Einrich⸗ 
tungen, ſowie eine ſtrenge Handhabung aller Details vorgefunden, der Ge⸗ 
ſammteindruck, den derſelbe von den Einrichtungen erhielt, iſt ein höchſt 
befriedigender. Die Gerüchte von verdächtigen Krankheitsfällen, die in Bo⸗ 
riſſoglebsk, Kaluga und Krementſchug vorgekommen ſein ſollen, ſind durchaus 
unbegründet. g . 

Wien, 14. Febr. Der Rechenſchaftsbericht, welcher der heutigen General⸗ 
gen d DEP öſterreichiſch-ungariſchen Bank erſtattet wurde, ergiebt eine 
gegen das Vorjahr um 3 Gulden geringere Saen he Für das 
zweite Semeſter 1878 entfällt eine Quote von 23 Gulden. Die Bilanz beider 
Semeſter 1878 wurde einſtimmig genehmigt und Abſolutorium ertheilt. Bei 
den vorgenommenen Wahlen wurden Baron Wodianer, Bachmayer und 
von Viller wiedergewählt. g 1 

Trieſt, 14. Februar. Der geſtern aus Konſtantinopel hier eingetroffene 
0 „Achilles“ erhielt heute die Erlaubniß zu landen und frei zu 
verkehren. 

Paris, 14. Februar. Silveſtre de Sacy, Mitglied der Akademie, iſt heute 
geſtorben. — Das Journal „La Revolution‘ iſt wegen Veröffentlichung 
mehrerer Artikel, welche „Valles und Arnould, Mitglieder der Commune 
von 1871“ unterzeichnet waren, zu 2000 Fres. Geldbuße verurtheilt worden. 

Paris, 14. Febr. In Deputirtenkreiſen verlautet, die Kammer werde 
die Amneſtievorlage der Regierung mit erheblicher Majorität annehmen, 
nur ein Theil der Bonapartiſten würde mit den Intranſigenten für volle 
Amneſtie ſtimmen. Die bezügliche Commiſſion derfKammer berieth morgens 


mit den Miniſtern des Innern und der Juſtiz und genehmigte die Amneſtie⸗ BR 


Vorlage mit zwei unerheblichen Abänderungen, womit die Miniſter einver⸗ 
ſtanden waren. Berichterſtatter Andrienö wird einen günſtigen Bericht er⸗ 
ſtatten. Bezüglich des Beſchluſſes des Municipalrathes, den heimkehrenden 
Amneſtirten 100,000 Francs zu bewilligen, meldet der „National“, die Re⸗ 
gierung beſchäftige ſich mit dem Beſchluſſe. Es heißt, die Regierung erwäge 
die Frage, ob es nothwendig ſei, den Beſchluß zu kaſſiren. 
der Regierung iſt noch nicht bekannt. 

Verſailles, 14. Febr. Der Senat wählte heute Montalivet zum ſtän⸗ 
digen Senator. N 

In der Kammer ſtellte Talandier von der äußerſten Linken den Antrag, 
daß die Marſeillaiſe in Gemäßheit des bezüglichen Decret3 vom Jahre 1795 
als Nationalhymne anerkannt werde. Der Kriegsminister Gresley erklärte, 
er ſei bereit, dem gedachten Decrete nachzukommen. Talandier zog darauf 
ſeinen vorgedachten Antrag zurück. N 

London, 14. Febr. Unterhaus. Bourke antwortet Wait, das franzöſiſche 
Rundſchreiben vom 21. October betreffs Griechenlands ſei allen Mächten 
außer der Türkei zugegangen. Oberhaus. Richmond antwortet Car⸗ 
narvon, England ſuchte die Erlaubniß nach, wie Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich Aerzte nach Rußland zu entſenden. Die Quarantäne ſei in Malta, 
nicht in Gibraltar eingerichtet. Vorläufig ſtehe eine Einſchleppung der Epi⸗ 
demie nicht zu befürchten. . a 2 

London, 14. Februar. Der ehemalige Kriegsminiſter Peel iſt geſtorben. 
— In Folge des Ablebens der Großherzogin Alice von Heſſen wird die 
Königin in dieſer Saiſon keine Levers abhalten; auch wird vor Oſtern kein 
Damenempfang ſtattfinden. . 

Konſtantinopel, 14. Febr. Zur Einſichtnahme von den geſundheitlichen 


— Aus Kavalla eingetroffene ärztliche Conſularberichte erklären die Nach⸗ 
richten von dem Auftreten der Peſt dortſelbſt für vollſtändig unbegründet. 
— Mahmud Nedim Paſcha hat die erbetene Erlaubniß, ſich als Gouverneur 
nach Moſſul begeben zu dürfen, nicht erhalten. — Reouf Paſcha hat ſeine 
Ankunft in Adrianopel hierher angezeigt. : 5 > 
Belgrad, 14. Februar. Die ſerbiſche Regierung hat eine Commiſſion 


welche Oeſterreich im Einvernehmen mit Deutſchland und Rumänien ge⸗ 
troffen hat; im Nothfalle ſoll eine ſtrenge Grenzſperre gegen die Türkei und 
Bulgarien errichtet werden. Nach authentiſchen, der ſerbiſchen Regierung 
zugegangenen Nachrichten, iſt weder in Kapvalla noch in Salonichi der Aus⸗ 
bruch der Peſt conſtatirt worden. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


§ Breslau, 13. Febr. [Zur ag der Eiſen- und Kohlen⸗In⸗ 
duſtrie.] In Rückſicht auf das große Intereſſe, welches gerade jetzt die 
Schutzzollfrage in Anſpruch nimmt, dürfte die Thatſache erwähnenswerth 
fein, daß in Amerika bei hohem Schutzzoll (ob wegen deſſelben iſt aller⸗ 
dings eine offene Frage) die Eiſeninduſtrie ſich in den letzten Jahren im Gegen⸗ 
ſatze zur europäiſchen, nicht unbedeutend gehoben hat. Die Production an 
Roheiſen betrug im Jahre 1875 2,266,581 Tons, 1876 2,093,236 Tons, 1877 
2,314,585 Tons, 1878 2,382,000 Tons, ſtieg alſo weſentlich, trotzdem waren die 
Vorräthe Ende 1878 bedeutend geringer, als im Vorjahre, ſie betrugen Ende 
1875 760,908 Tons, 1876 686,798 Tons, Ende 1877 642,351 Tons, 1878 
516,000 Tons, die Einfuhr blieb ziemlich dieſelbe, folglich iſt der Verbrauch 
geſtiegen. In der That waren auch die meiſten Branchen der Eiſeninduſtrie 
das ganze Jahr hindurch gut beſchäftigt, ganz beſonders ſtieg die Pro⸗ 
duction und der Conſum von Eiſen⸗ und Stahlſchienen, fie ſtellten ſich auf 
930,000 Tons, eine Ziffer, welche vorher nur einmal, im Jahre 1872, ers 
reicht wurde. Auch die Preiſe ſind nur für einige Artikel und ſelbſt für 
dieſe nicht bedeutend gewichen. Man zahlte frei Werk in Pennſylvanien 
für Eiſenſchienen im Januar 1878 32,50 Dollars, im December 33 Dollars, 
für Beſſemerſtahlſchienen im Januar und December den gleichen Preis von 
Dollars, für beſtes Stabeiſen im Jannar 44,80 Dollars, im December 
42,56 Dollars. Dagegen liegen die Verhältniſſe in England, nameutlich 
aber in Schottland, Er traurig, die Vorräthe in Connals Store in 
Glasgow haben die kaum A Höhe von 207,276 Tons erreicht, 
ſeit Anfang d. J. find bereits 8723 Tons weniger verſchifft worden, als 
im gleichen Zeitraum des obnebin ſo ſchlechten Jahres 1877. In Shef⸗ 
field nimmt der Nothſtand der Arbeiterbevölkerung fortwährend zu, außer 


Der Entſchluß 


Verhältniſſen in Bulgarien find türkiſche Aerzte dorthin abgeſendet worden. 


von Aerzten eingeſetzt und beſchloſſen, diejenigen Maßregekn durchzuführen, 


der Beſſemerſtahlfabrication Riegen alle Branchen gänzlich darn eder. Auch 
in. Belgen iſt das Ge ſehr ſchwach, dle } um beanträgte 
einen Credit von vier Millionen Francs, um die Verkehrsmittel der 
Staatsbahnen, denen hauptſächlich Waggons fehlen, zu 8 1 
Fr Rheinland⸗Weſtfalen und Schleſien dauert die Geſchäftsloſigkeit fort; 
i immer noch weichenden Preiſen hat der größte Theil der Werke kaum 
auf Wochen Arbeit, am beſten ſind auch hier die Beſſemer Schienenwalzwerke 
beſchäftigt. — Das Kohlengeſchäft iſt vergleichsweiſe noch immer lebhaft, 
wenn auch augenblicklich die Frage nach Hausbrandkohlen, welche bei dem 
kalten Wetter im Januar ſehr dringend wurde, etwas nachgelaſſen hat. 


Berliner Börse vom 14. Februar 1879. 
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Berlin, 14. Febr. [Börſe.] Die Börfe ſuchte anfänglich die Repriſe, 

die geſtern gegen Schluß eingetreten war, wieder ee und eröffnete 
demzufolge mit etwas höheren Notirungen. Indeß konnte fie bei dieſem 
Streben nicht recht vorwärts kommen. Die Notiz der Creditactien, die 
neuerdings vollſtändig ihre frühere Eigenſchaft als tonangebendes Papier 
zurückgewonnen haben, ſchwankte mehrfach hin und her, ſtreifte vorüber⸗ 
gehend auch wohl den geſtrigen höchſten Cours, konnte ſich aber doch nicht 
auf dieſem Nibeau behaupten. Die Speculation zeigte ſich unent⸗ 
ſchloſſen, und die jeweilig herrſchende Stimmung wechſelte, je nach⸗ 
dem geringe Poſten begehrt oder aber gegeben wurden. Anders 
war die Tendenz für Caſſawerthe recht feſt. Hier trat in erſter 
Linie große Frage für Anlage⸗Papiere auf. Auch Cifenbahnactien, 
beſonders die ſeinheimiſchen, erfreuten ſich beſonderer Beliebtheit und 
von den auswärtigen Bahnactien waren eigentlich nur die derjenigen 
Geſellſchaften ausgeboten, deren Linien durch das Duxer Kohlenbecken 
führen, wie alſo Dur⸗Bodenbach und Auſſig⸗Teplitz. Von den inter: 
nationalen Speculationspapieren gingen Oeſterreichiſche Credit⸗Actien ziem⸗ 
lich rege um, trugen aber, wie bereets erwähnt, keineswegs einen 
unzweifelhaft feſten Charakter. Dagegen zeichneten ſich Franzoſen durch 
Feſtigkeit und durch eine dem entſprechende Coursſteigerung aus. Lom⸗ 
barden betheiligten ſich wenig am Verkehr, festen aber doch eine kleine 
Courserhöhung durch. Von den pa. en Nebenbahnen erhöhten bei 
ziemlich regen Umſätzen Rudolfbahn, Eliſabetbbahn und Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn die Notirungen. Für die localen Speculations⸗Effecten kam eine 
günſtige Stimmung zum Ausdruck, indeß blieb der Verkehr gering. Es 
notirten Disconto⸗Commandit per ult. 127 —8 4 —8, Laurahütte per ult. 
65,90 —66,60. Sehr feſt zeigten ſich auch die auswärtigen Staatsanleihen, 
von denen aber nur Italiener und Ung. Rente lebhafter umgingen. Ruſſ. Werthe 
ſehr ſtill. 5% ige Staatsanl. per a . Noten wenig feſt, per ult. 
195—94% (Vorpr. 196%/1%, per Marz 950 —95 7 VVorpr. 197 /). 
Preußiſche Fonds nicht unbelebt, Brämienanleibe begehrt, ferner Kurheſſiſche 
und Braunſchweiger Looſe in guter Frage. Eiſenbahn⸗Prioritäten beliebt 
und vielfach ſteigend. Gotthardbahn wiederum höher, Duxer weichend. 
Auf dem Eiſenbahnactienmarkte fand ein reger Verkehr ſtatt. Per ult. 
Bergiſche 77,90 —78,25— 77,75, Kölniſche 105,40—75—50, Rheiniſche 107,60 
bis 75—30—50. Halberſtädter zogen 3 pCt. an, Potsdamer und Stettiner 
höher, Thüringer beſſer. Oſtpreuß. Südbahn begehrt und ſteigend. Werra⸗ 
bahn war billiger erhältlich, Bankactien im Allgemeinen ſehr ruhig. Nieder⸗ 
lauſitzer Bank zeichnete ſich durch regen Verkehr aus, Schaaffhauſen belebt 
und höher. Eſſener Ereditb. beſſer, Börſenhandelsverein und Berliner 
Caſſenverein ſteigend, Geraer Bank und Mecklenburger Hypothekenbank 
kamen höher zur Notiz. Gothaer Grundcreditbank (junge) zu herabgeſetztem 
Courſe angeboten. Leipziger Creditbank und Braunſchweiger Hypothek 
matter. Induſtriepapiere zwar in feſter Stimmung, aber theilweiſe in Folge 
von Realiſation niedriger. Von Brauereiactien zogen Ahrens, Bock und 
Gratweil in den Courſen an, Patzenhofer und Tivoli ließen etwas nach. 
Deſſauer Gasactien ſteigend, Greppiner Werke und Dankberg Ofenfabrik 
matter. Möbelfabrikation beliebt. Berliner Holzcomptoir ſchwach. Leopolds⸗ 
ball nicht unbelebt. Montanwerthe behaupteten ſich gut. Als geſtiegen 
find zu uennen: Hibernia, Phönix, Köln⸗Müſen, Berzelius, Dortmunder, 
Kölner Bergw., Mechernicher und Annener Gußſtahl. Niedriger dagegen: 
Bergiſch⸗Märk. Bergwerk, Bonifacius und Lauchhammer. 

Um 2% Uhr: Schwach. Credit 397,—, Lombarden 117,50, Framzoſen 
429,50, Reichsbank 153,—, Disconto⸗Commandit 127,50, Laurahütte 66,75, 
Türken 12,60, Italiener 75,10, Oeſterr. Goldrente 64,87, Ungariſche Gold⸗ 
rente 72,62, Oeſterr. Silberrente 54,87, do. Papierrente 54, 5% Ruſſen 
84, Köln: Mindener 105,25, Rbeiniſche 107,37, Bergiſche 77, 87, Ru⸗ 
mänen 28,87, Ruſſiſche Noten 194,50, Orient —,—. _, 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 173,20 
bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 173.20 bez., do. Papier in Wien zahlb. min. 
50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,155 bez., do. Prioritäten 
4,15 bez., do. Papier⸗Dollars 4,15 bez., 6% New⸗Nork⸗City — bez., 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. son 
verl. —— bez., Ruſſ. Zoll 20,54 bez., 22er Ruſſen —,—, Große Ruſſ. 
Staatsbahn —,— 50 Ruf. Boden-Crebit e bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. —.— bez., 8% Rumäniſche Div.⸗Sch. p. 78 —,— bez., Warſchau⸗Teres⸗ 
pol —,— bez., 3 und 5% Lombard min. — Pf. . A Diverſe in Paris 
zahlbar min. — Pf. Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
1 Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 

ez · 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 

Frankfurt a. M., 14. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 43. Pariſer Wechſel 81, 05. iener 
Wechſel 173, 75. Böhmiſche Weſtbahn 141%. Eliſabethbahn 140%, 
Galizier 191%. Franzoſen ) 215%. Lombarden!) 58. Nordweſtbahn 
97 4. Silberrente 54%. Papierrente 54. Oeſterreich. Goldrente 64%. 
Ungar. Goldrente 72%. Italiener —. Ruſſ. Bodencredit 73%. Ruſſen 
1872 83%. Neue ruſſiſche Anleihe 34%. 1860er Looſe 110%. 1864er Looſe 
„ Creditactien!) 199. Oeſt. National- Bank 685, 00. Darmſtädter 
Bank 115%. Meininger Bank 72%. Hell. Ludwigsbahn 69%. Ungariſche 
Staatslooſe 152, 00. do. Schatzanweiſungen 1024. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
tionen II. 64%. Central⸗Pacific 105%. Reichsbank 153%. Reichs⸗Anleibe 

er. 

Nach Schluß der Börfe: Creditactien 198%, Franzoſen 215%, Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente —, Galizier —, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

amburg, 14. 9 Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 116%, Silberrente 54%, Oeſt. Goldrente 64%, Ung. Goldrente 
72%, Creditactien 198%, 1860er Looſe 110%, Jean 537, Lombarden 
1444, Ital. Rente 74%, Neueſte Rufen 84, Vereinsbank 121%, Laura: 
‚ie 65%, Commerzbank 102%, Norddeutſche en th 354%, 


ntern. Bank 84%, Amerik. de 1885 96%, Kölu⸗Minden. St.⸗A. 105%, 
W anna 10. %, Bergiſch⸗Märkiſche do. 77%, Disconto 2 pCt. 
— uß abgeſchwächt. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 33 Br. 20, 27 Gd., London kurz 
20, 46 Br., 20 38 Gd., Amſterdam 167, 65 Br., 167 05 Gd., Wien 172, 
00 Br., 170, 00 Gd, Paris 80, 50 Br., 80, 10 Gd., Petersburger Wechſel 
195, 00 Br., 191, 00 Gd. 

Hamburg, 14. Februar, Nachmitt. [Getreidemarkt.] Weizen Ioco 
unverändert, auf Termine ruhig. Roggen loco unverändert, auf Termine 
feſt. Weizen per April⸗Mai 174½ Br., 173½ Gb., per Mai⸗Juni 177 


Berlin, 14. Febr. [Producten⸗Bericht.] Der Himmel iſt leicht been 
deckt, die Temperatur ar ſich dauernd Nat dem Gefrierpunkt. — 
Roggen war die Stimmung anfänglich ziemlich feſt, ſpäter erſchlaffte füe 
unter dem Einfluß einiger Anerbietungen auf Herbſt. Erhebliche Preis⸗ 
veränderungen ſind aber nicht eingetreten. Loco hat ſich die nicht unbe⸗ 
deutende Zufuhr leidlich gut verkaufen laſſen. — Roggenmehl wenig ver⸗ 
ändert. — Weizen konnte die anfänglich bezahlten feſten Preiſe nicht ganz 
aufrecht erhalten, der Umſatz blieb dabei eng begrenzt. — Hafer loco matt. 
Termine unverändert und ſtill. — Rüböl bei etwas vermehrten Aner⸗ 
bietungen ein wenig billiger erlaſſen, aber in beſchränktem Verkehr. — 
Petroleum feſter. — Spiritus wurde wenig beachtet und hat ſich, bei trägem 
Geſchäft, nicht vollſtändig im Werthe behaupten können. 

Weizen loco 150—190 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
defecter weißer poln. — M. ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per 
April⸗Mai 174—173½ Mark bez., per Mai⸗Juni 177—176% M. bez., per 
Juni⸗Juli 180 —179/% M. bez., per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September⸗ 

ctober — M. bei, Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. — 
Roggen loco 111 bis 128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. 
112—115 M. „feiner trockener ruſſiſcher 117 M., inländiſcher 120—124 M., 
feiner inländiſcher 126 M. ab Bahn bez., per Februar 121% M. bez., per 
Februar-März 121% M. bez., per April⸗Mai 121—121½ 21 Mark bez., 
per Mai⸗Juni 121—121%—121 Mark bez., per Juni⸗Juli 122% —122 M. 
bez., per Juli⸗Auguſt 123% —123 M. bez., per September⸗October 126 bis 
125 M. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. — Gerſte loco 
110 bis 185 M. nach Qualität gefordert. — Mais loco 117—122 M. nach 
Qualität gefordert, rumaͤniſcher — M. ab Bahn bez. — Hafer loco 95 bis 
135 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gef., oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 bis 
112 M. bez., ruſſiſcher 98—110 M. bez., pommerſcher 105—113 M. bez., 
ſchleſiſcher 108—118 M. bez., böhmiſcher 108—118 Mark, feiner weißer 
pommerſcher und mecklenburgiſcher 117—121 M. ab Bahn bez., ver gene 
— M. bez., per April⸗Mai 114% M. bez., per Mai⸗Juni 116% M. bez., 
per Juni⸗Juli 119 M. bez. Gel. — Ceniner. Kündigungspreis — M. 
ee pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1: incl. Sack per Februar 17,00 
M. bez., per Februar⸗März 17,00 M. bez., per März⸗April — M. bez., per 


April-Mai 17.20 —17,15 M. bez., per Mai⸗Juni 17,30 M. bez., per Juni⸗ 
uli 17,40 M. bei: Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — — 
üböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M., ohne Faß 56,5 M. bez., per 


Februar 56,7 M. bez., per Februar⸗März 56,7 Mark bez., per April⸗Mai 
57,7—57,5 M. bez., per Mai⸗Juni 58,1—57,8 Mark bez., per September⸗ 
October 59,7—59,5 M. bez. Gekündigt 800 Ctr. Kündigungspreis 57 M. 
— Leinöl loco 58 M. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 21,4 
M. bez., per Februar 21—21,2 N. bez., per Februar⸗März 21—21,2 M. 
bez., per März⸗April 21—21,2 Mark bez., per April⸗Mai — M. bez., per 
EEE ELDER 24,3 Mark bez. Gekündigt 200 Ctr. Kündigungspreis 

n art. 0 

Spiritus loco ohne Faß 51,3 M. bez., per Februar 51,3 M. nom., per 
a, 51,3 M. nom., per April⸗Mai 52,2—52—52,2 M. bez., per 

ai⸗Juni 52,4 —52,2— 52,4 M. bez., per Juni⸗Juli 53,2—53—53,1 M. bez., 
per ne 54,1—54—54,1 M. bez., per Auguſt⸗September 54,6 bis 
54,4—54,5 bez. Gekünd. 10,000 Liter. Kündigungspreis 51,3 Mark. 


Breslau, 15. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 
Geſchäftsverkebr im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem Ans 
gebot Preiſe unverändert. x 

Weizen zu notirten Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 13,20 bis 15,60 —16,90 Mark, gelber 13,00 —15,30 bis 16,30 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Hader in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 10,30 bis 11,20 bis 11,80 
ei 


a fe Wach 55 1 . 105 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, weiß 
erſte ſchwa 0 ark, weiße 
8801 420 Mac. gefragt, pr. gr. 11, „ ‚ 
4 0 a . Aenderung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 
A ar a 
Mais gut preishaltend, pr. 100 Kilogr. 9,70—10,20—10,70 Mark. 
Erbſen vernachläſſigt, vr. 100 Kilogr. 11,60—12,80—14,00 14,80 
Mark, Victoria⸗ 14,80 —16,30—17,50 Mark. 
ir 1 5 egg h de . 1 en 
upinen ſchwer verkäuflich, pr. ilogr. gelbe —7.80— a 
blaue J, 0 00 Mar 9 
Wicken gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 10,40—11,00—11,60 Mark. 
Delſaaten ohne Aenderung. 
Schlaglein in N Stimmung. 
Pro 100 Kilogramm netto in 


Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat 21 — 23 — 2 


Winterraps 75 23 — 22 — 
Winterrübſen 24 25 22 50 21 50 
Sommerrübſen -- 24 50 23 — 21 50 
Leindotter 19 50 18 50 17 50 


Rapskuchen ruhig, pr. 50 Kilogr. 6,30—6,60 Mark. 

Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 8,10—8,50 Mark. 
Kleeſamen ſchwacher Umſaß, rother ruhig, pr. 50 Kilogr. 33—36.—40 
bis 43 Mark, — weißer matt, pr. 50 Kilosr. 39—50—54—60 Mark, hoch⸗ 
feiner über Notiz. ? 

Thymothee preishaltend, pr. 50 Kilogr. 15,50—18,50—20 Mark. 

Mehl ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00—26,00 
Mark, Roggen fein 18,50—19,00 Mark, Hausbacken 17,50 —18,50 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7007,50 Mark. 


ger 2,40— 2,60 Mark pr. 50 1 g 
oggenſtrob 16,50 —18,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


§ Breslau, 14. Febr. uſchlagsertheilung.] Die Lieferung von 
Eiſenbahnſchwellen für die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn (wir 
berichteten ſ. Z. über die am 20. Januar ſtattgefundene Submiſſion) wurde 
übertragen an: Albert Grantze u. Co. in Stettin 10,000 Stück kieferne 
Schwellen, D. M. Lewin in Thorn 5000 Stück dergleichen, Julius Rütgers, 
Breslau, 15,000 Stück dergleichen, Druſchki u. Sohn, Görlis, 5000 Stück 
dergleichen, Apt u. Co., Sohrau in Oberſchleſien, 4000 Stück dergleichen 
und 2954 Meter eichene Weichenſchwellen, Iſaac Werner in Breslau 7016 
Meter eichene Weichenſchwellen, Schenk in Eperies 5000 eichene Schwellen 
erſter und 5000 Stück zweiter Sorte, Moritz Kronberger in Homona 5000 
Stück erſter und 5000 Stück zweiter Sorte. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
a 5 Elena zu Breslau. 


Br., 176 Gd. Roggen per April⸗Mai 118 Br., 117 Gd., per Mai⸗Juni Februar 14., 15. Nachm. 2 U. | Abends 10 U. Morgens 6 U. 
119% Br., 118% Gd. Hafer und Gerſte underändert. Naböl ruhig, loco] Zuftwärme . . 37 7 45 + 228 +0 — 455 
587% per Mai 98%. Spiritus ſtill, ver Februar 42% Br., per März⸗ Luftoruck bei 0°. .... 577 329,87 1195 
April 42, Br., per April⸗Mai 42% Br., per Mai⸗Juni 42% Br. — Dunſtdruck 2 * 8 ' a ‚87 1, 

80 ee ruhig, Umſatz 2000 Sack. 1 ſtill, Standard white 1 50 9, Wine — * 1 5 8 * % 9772 

0 Br., 9, 40 Gd., per Februar 9, 30 Gd., per März⸗April 9, d. — Wen le D SEE. Echnee⸗ 


Wetter: Schön. 

Liverpool, 14. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 7000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 10,000 
Ballen amerikaniſche. 6 

Liverpool, 14. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 7000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Ruhig. Middl. Upland März⸗April⸗Lieferung 5½ D. . 

Peſt, 14. Februar, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
loco unverändert, Termine matt, per Frühjahr 8 45 Gd., 8, 50 Br. — 
Hafer per Frühjahr 5, 37 Gd., 5, 40 Br. — Mais (Banah per Frübjabr 
‚87 Gd., 4, 90 Br. — Wetter: Prachtvoll. re 

Paris, 14. Februar, Nachm. LBrobuctenmarft) (Schluß bericht.) 
Weizen ruhig, per Februar 26, 75, per März⸗April 26, 75, per Mai⸗Juni 
27, 00, pr. Mal August 27, 25. Mehl matt, per Februar 58, 50, per 
März⸗April 58, 75, per Mai⸗Juni Ve er Mai⸗Auguft 59, 75. Rüböl 


matt, per Februar 83, 25, per März⸗April 83, 50, per Mai⸗Auguſt 
84, 75, per September⸗December 86,00. Spiritus feſt, per Februar 56, 00, 
per Mai⸗Auguſt 56, 25. — Wetter: Schön. 


Paris, 14. Februar, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. Fe⸗ 
bruar pr. 100 Klar. 51, 25, Nr. 957758 pr. Februar per 100 Klgr. 57, 80 
Weißer Zucker ruhig, Nr. 3 per 100 Klgr. per Febr. 61, 25, per März: 
April 61, 50, per Mai⸗Auguſt 62, 25. 


London, 14. Februar. Havannazucker Nr. 12 22. Träge. 

Antwerpen, 14. Februar, Nachmittags. [ enen (Schluß 
bericht.) Weizen flau. Roggen feſt. Hafer behauptet. Gerſte befeftigt. 

Antwerpen, 14. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. (Petroleum - 
Markt.] (Schluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 23% bez. u. Br., 
per 


März 23% Br., per April 23% Br., per September⸗December 26 Br. 
U 


uhig. 
Bremen, 14. Febr., Nachmittags. Petroleum feſt. (Schlusbericht.) 
Stanpard wöbite loco 9, 25, ver März 9, 25 per April 9, 35, per Mai 9, 40, 
per Auguſt⸗December 10, 20. f 


Breslau, 15. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 5 M. 92 Cm. U.-B. 1 M. 60 Cm. 


„Graf Julius Andraſſy“. Ein politiſches Lebens: und Charakterbild 
von Kalah Aranyos II. Deutſche Ausgabe. (Leipzig, Häſſel.) Ein Pam⸗ 
phlet, das aber nicht ohne Geiſt und Geſchick aufgefaßt iſt und namentlich 
die Fehler der Orientpolitik Andraſſy's mit ultnachic che Schärfe geißelt, 
aber auch viel perſönlichen Beigeſchmack hat. Die Gegner des leitenden 
Staatsmannes werden die ziemlich dickleibige Broſchüre mit Behagen leſen, 
aber vielleicht mit uns auch die Beantwortung der Frage vermiſſen, wer 
Andraſſy erſetzen ſollte, wenn das Ziel erreicht wäre, ſeinen Sturz bewirkt 


zu haben. 
Stadt-Theater. E Specialite. 2 
Verlobungs-u. Hochzeits-Anzeigen 


Sonnabend, den 15. Febr. Abonnement 
suspendu. Zweites und letztes Auf⸗ Zn f 
treten des elfjährigen Violiniſten (und andere Familien-Anzeigen). 


Eugenio Mauricio Dengre[ Visiten. 

mont aus Rio de Janeiro. Visiten- u. Aaress-Rarten, 
Dazu: Zum 1. Male: „Mädchen: Graveur-Arbeit.(Biegern.Stempei) 
ſchwüre.“ Luſtſpiel in 3 Acten 
von G. v. 8 br. Nachmit 2 Enren-Bürger Be 2 

Sonntag, den 16. Fehr. Nahmit- M. f - 
fag-Xorftellun j (Anf. 3% Uhr.) Ehren Mine Pike * ereine, 
Bei ermäßigten Preiſen: Zum letz⸗ Schnellste fertigung 


ten Male in dieſer Saijon: „Die Kaufmünn. u. Iandwirths. ormulare, 


Familie Fourchambault.“ Schau: 8 
fpiel in 5 de v. Emile Augier. | Artift. Inſt. M. Spiegel, Breslau. 


Verantwortlicher Redacteur: Pr. St ei 
Deud ben Genf, Barth u. Cenb. Ad. Hriebri) in Breblan. 


